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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG ( EWG) Nr. 2434/ 92 DES RATES

vom 27. Juli 1992

zur Änderung des zweiten Teils der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 über die Freizügigkeit
der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 49 ,

auf Vorschlag der Kommission (*),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemein­
schaft ist ein durch den Vertrag festgelegtes Grundrecht .

Um die Freizügigkeit der aus den Mitgliedstaaten stammen­
den Arbeitnehmer in die Tat umzusetzen, ist es notwendig,
den in der Verordnung (EWG) Nr. 1612 / 68 ( 4 ) vorgesehe­
nen Mechanismus zum Ausgleich der Stellenangebote und
Arbeitsgesuche zu verstärken .

Das Prinzip der Gleichbehandlung aller Arbeitnehmer der
Gemeinschaft schließt ein , daß tatsächlich und rechtlich
sämtlichen Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der glei­
che Vorrang auf dem Arbeitsmarkt zuerkannt wird wie den
Staatsangehörigen jedes einzelnen Mitgliedstaates . Dieser
gleiche Vorrang findet im Rahmen des Verfahrens zum
Ausgleich der Stellenangebote und Arbeitsgesuche Anwen­
dung.

Es ist auf eine größtmögliche Transparenz des Arbeitsmark­
tes der Gemeinschaft zu achten , insbesondere um die dem
Ausgleich in der Gemeinschaft unterliegenden Stellenange­
bote und Arbeitsgesuche festzustellen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Verordnung ( EWG) Nr . 1612 / 68 wird wie folgt geän­
dert :

1 . (Betrifft nicht die deutsche Fassung.)

2 . Artikel 14 :

— In Absatz 1 werden die Worte „nach Gebieten und
Wirtschaftszweigen aufgegliederten" gestrichen.

— Absatz 2 erhält folgende Fassung:
„(2 ) Die Kommission legt fest , wie die in Absatz 1
genannten Informationen abzufassen sind , wobei sie
der Stellungnahme des Fachausschusses weitestge­
hend Rechnung trägt ."

— Im ersten Satz des Absatzes 3 werden die Worte „im
Einvernehmen mit dem Fachausschuß" durch die
Worte „unter weitestgehender Berücksichtigung der
Stellungnahme des Fachausschusses" ersetzt .

— ( Betrifft nicht die deutsche Fassung.)

3 . Artikel 15 erhält folgende Fassung :

„Artikel IS

( 1 ) Die Besondere Dienststelle jedes Mitgliedstaates
übermittelt den Besonderen Dienststellen der anderen
Mitgliedstaaten sowie dem Europäischen Koordinie­
rungsbüro regelmäßig
a) die Stellenangebote , die voraussichtlich durch Staats­

angehörige anderer Mitgliedstaaten befriedigt wer­
den können;

b) die Stellenangebote , die an Drittstaaten gerichtet
werden ;

C ) ABl . Nr . C 254 vom 28 . 9 . 1991 , S. 9 , und
ABl . Nr . C 107 vom 28 . 4 . 1992 , S. 10 .

( 2 ) ABl . Nr . C 94 vom 13 . 4 . 1992 , S. 202 , und
Beschluß vom 8 . Juli 1992 ( noch nicht im Amtsblatt veröffent­
licht).

c) die Arbeitsgesuche von Personen , die formell erklärt
haben , daß sie in einem anderen Mitgliedstaat
arbeiten möchten ;

d) nach Regionen und Wirtschaftszweigen aufgeglie­
derte Angaben betreffend die Arbeitsuchenden , die
sich ausdrücklich bereit erklärt haben , eine Stelle in
einem anderen Land anzunehmen .

( 3 ) ABl . Nr . C 40 vom 17 . 2 . 1992 , S. 1 .
( 4 ) ABl . Nr . L 257 vom 19 . 10 . 1968 , S. 2. Verordnung zuletzt

geändert durch die Verordnung (EWG ) Nr . 312 /76 (ABl . Nr.
L 39 vom 14 . 2 . 1976 , S. 2 ).
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Die Besondere Dienststelle jedes Mitgliedstaates leitet
diese Angaben sobald wie möglich an die zuständigen
Arbeitsämter und Arbeitsvermittlungsorganisationen
weiter.

( 2 ) Die in Absatz 1 genannten Stellenangebote und
Arbeitsgesuche werden nach einem einheitlichen , vom
Europäischen Koordinierungsbüro in Zusammenarbeit
mit dem Fachausschuß ausgearbeiteten Verfahren über­
mittelt .

Erforderlichenfalls kann das Europäische Koordinie­
rungsbüro dieses Verfahren in Zusammenarbeit mit dem
Fachausschuß anpassen ."

4 . Artikel 16 erhält folgende Fassung:

„Artikel 16

( 1 ) Jedes Stellenangebot im Sinne des Artikels 15 ,
das an die Arbeitsämter eines Mitgliedstaats gerichtet
wird, wird von den zuständigen Arbeitsämtern der
anderen in Frage kommenden Mitgliedstaaten übermit­
telt und bearbeitet .

Diese Dienststellen übermitteln den Dienststellen des
ersten Mitgliedstaats genau umschriebene und geeignete
Arbeitsgesuche .

( 2) Die in Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe c ) genann­
ten Arbeitsgesuche werden innerhalb einer annehmbaren
Frist , die einen Monat nicht überschreiten darf, von den
betreffenden Dienststellen der Mitgliedstaaten beant­
wortet .

( 3 ) Die Arbeitsämter gewähren den Arbeitnehmern
aus den Mitgliedstaaten den gleichen Vorrang, wie er
durch die entsprechenden Maßnahmen den inländischen
Arbeitnehmern gegenüber den Arbeitnehmern aus
Nichtmitgliedstaaten eingeräumt wird ."

5 . In Artikel 17 Absatz 1

— (Betrifft nicht die deutsche Fassung)

— wird unter Buchstabe a) Ziffer i ) das Wort „Zusam­
menstellungen" durch das Wort „Mitteilungen"
ersetzt ;

— erhält Buchstabe b ) folgende Fassung:
„b ) tauschen die in Grenzbereichen territorial

zuständigen Dienststellen zweier oder mehrerer
Mitgliedstaaten regelmäßig die Abgaben über
die in ihrem Amtsbereich vorliegenden Stellen­
angebote und Arbeitsgesuche aus und nehmen

unmittelbar untereinander deren Zusammen­
führung und Ausgleich in der gleichen Weise vor
wie mit den anderen Dienststellen der Arbeits­
verwaltung ihres eigenen Landes .
Erforderlichenfalls entwickeln die in Grenzbe­
reichen territorial zuständigen Dienststellen fer­
ner geeignete Strukturen für eine Zusammenar­
beit und die Erbringung von Dienstleistungen,
um

— den Benutzern möglichst umfangreiche
praktische Informationen über die verschie­
denen Aspekte der Mobilität anzubieten und

— den Sozial- und Wirtschaftspartnern , den
Sozialdiensten ( insbesondere öffentliche,
private oder gemeinnützige Einrichtungen)
und allen anderen betroffenen Einrichtun­
gen einen Rahmen von koordinierten Maß­
nahmen im Bereich der Mobilität zu bie­
ten ;".

6 . In Artikel 19

— erhält Absatz 1 folgende Fassung:
„( 1 ) Auf der Grundlage eines von der Kommission
anhand der Informationen der Mitgliedstaaten aus­
gearbeiteten Berichts analysieren diese und die Kom­
mission alljährlich mindestens einmal gemeinsam die
Ergebnisse der Gemeinschaftsmaßnahmen im Zu­
sammenhang mit den Stellenangeboten und Arbeits­
gesuchen .";

— wird folgender Absatz hinzugefügt :
„( 3 ) Die Kommission unterbreitet dem Europäi­
schen Parlament , dem Rat und dem Wirtschafts- und
Sozialausschuß alle zwei Jahre einen Bericht über die
Durchführung des zweiten Teils dieser Verordnung,
in dem die erhaltenen Informationen und die im
Rahmen der Studien und Forschungen ermittelten
Daten zusammengefaßt werden und aus dem alle
zweckdienlichen Angaben über die Entwicklung des
Arbeitsmarktes in der Gemeinschaft hervorgehen ."

7 . Artikel 20 wird aufgehoben .

8 . Der Anhang wird gestrichen .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 27 . Juli 1992 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

N. LAMONT
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE 92/ 56/EWG DES RATES

vom 24 . Juni 1992

zur Änderung der Richtlinie 75/ 129/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied*
Staaten über Massenentlassungen

17. Unterrichtung, Anhörung und Mitwirkung der Arbeit­
nehmer müssen in geeigneter Weise , unter Berücksich­
tigung der in den verschiedenen Mitgliedstaaten herr­
schenden Gepflogenheiten , weiterentwickelt werden .

[• • -J

18 . Unterrichtung, Anhörung und Mitwirkung sind recht­
zeitig vor allem in folgenden Fällen vorzusehen :

[-...]

— bei Massenentlassungen ;

. . -h"-

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 100 ,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die auf der Tagung des Europäischen Rates in Straßburg am
9 . Dezember 1989 von den Staats- und Regierungschefs von
elf Mitgliedstaaten angenommene Gemeinschaftscharta der
sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer sieht unter Num­
mer 7 Absatz 1 erster Satz und Absatz 2, unter Nummer 17
Absatz 1 und unter Nummer 1 8 dritter Gedankenstrich
folgendes vor:

„7 . Die Verwirklichung des Binnenmarktes muß zu einer
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der
Arbeitnehmer in der Europäischen Gemeinschaft füh­
ren [. . .].

Diese Verbesserung muß, soweit nötig , dazu führen ,
daß bestimmte Bereiche des Arbeitsrechts , wie die
Verfahren bei Massenentlassungen oder bei Konkur­
sen , ausgestaltet werden.

Es empfiehlt sich , im Hinblick auf die Berechnung der Zahl
der Entlassungen gemäß der Definition der Massenentlas­
sungen im Sinne der Richtlinie 75 / 129 / EWG des Rates vom
17 . Februar 1975 zur Angleichung der Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten über Massenentlassungen ( 4 ) den Entlas­
sungen andere Arten einer Beendigung des Arbeitsverhältnis­
ses , die auf Veranlassung des Arbeitgebers erfolgt , gleichzu­
stellen , sofern die Zahl der Entlassungen mindestens fünf
beträgt .

Es sollte vorgesehen werden, daß die Richtlinie 75 / 129 /
EWG grundsätzlich auch für Massenentlassungen gilt , die
aufgrund einer auf einer gerichtlichen Entscheidung beru­
henden Einstellung der Tätigkeit eines Betriebs erfolgen .

Die Mitgliedstaaten sollten vorsehen können , daß die Arbeit­
nehmervertreter angesichts der fachlichen Komplexität der
Themen, die gegebenenfalls Gegenstand der Information
und Konsultation sind, Sachverständige hinzuziehen kön­
nen .

(') ABl . Nr. C 310 vom 30 . 11 . 1991 , S. 5 , und
ABl . Nr. C 117 vom 8 . 5 . 1992 , S. 10 .

( 2 ) ABl . Nr . C 94 vom 13 . 4 . 1992 , S. 157 .
( 3 ) ABl . Nr . C 79 vom 30 . 3 . 1992 , S. 12 . ( 4 ) ABl . Nr . L 48 vom 22 . 2 . 1975 , S. 29 .
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Die Richtlinie 75 / 129 /EWG sollte in bezug auf die Pflichten
des Arbeitgebers im Bereich der Information und Konsulta­
tion der Arbeitnehmervertreter präzisiert und ergänzt wer­
den .

Es sollte sichergestellt werden, daß die Informations-, Kon­
sultations- und Meldepflichten des Arbeitgebers unabhängig
davon gelten , ob die Entscheidung über die Massenentlas­
sungen von dem Arbeitgeber oder von einem den Arbeitgeber
beherrschenden Unternehmen getroffen wird .

Die Mitgliedstaaten sollten dafür Sorge tragen , daß den
Arbeitnehmervertretern und /oder den Arbeitnehmern admi­
nistrative und/oder gerichtliche Verfahren zur Durchsetzung
der Verpflichtungen gemäß der Richtlinie 75 / 1 29 / EWG zur
Verfügung stehen —

( 3 ) Damit die Arbeitnehmervertreter konstruktive
Vorschläge unterbreiten können, hat der Arbeitgeber
ihnen rechtzeitig im Verlauf der Konsultationen
a ) die zweckdienlichen Auskünfte zu erteilen und

b ) in jedem Fall schriftlich folgendes mitzuteilen :
i ) die Gründe der geplanten Entlassung ;

ii ) die Zahl und die Kategorien der zu entlassenden
Arbeitnehmer ;

iii ) die Zahl und die Kategorien der in der Regel
beschäftigten Arbeitnehmer;

iv ) den Zeitraum, in dem die Entlassungen vorge­
nommen werden sollen ;

v ) die vorgesehenen Kriterien für die Auswahl der
zu entlassenden Arbeitnehmer , soweit die inner­
staatlichen Rechtsvorschriften und/oder Prakti­
ken dem Arbeitgeber die Zuständigkeit dafür
zuerkennen ;

vi ) die vorgesehene Methode für die Berechnung
etwaiger Abfindungen , soweit sie sich nicht aus
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und /
oder Praktiken ergeben .

Der Arbeitgeber hat der zuständigen Behörde eine
Abschrift zumindest der in Unterabsatz 1 Buchstabe b)
Ziffern i ) bis v ) genannten Bestandteile der schriftlichen
Mitteilung zu übermitteln .

(4 ) Die Verpflichtungen gemäß den Absätzen 1 , 2
und 3 gelten unabhängig davon , ob die Entscheidung
über die Massenentlassungen von dem Arbeitgeber oder
von einem den Arbeitgeber beherrschenden Unterneh­
men getroffen wurde .

Hinsichtlich angeblicher Verstöße gegen die in dieser
Richtlinie enthaltenen Informations-, Konsultations­
und Meldepflichten findet der Einwand des Arbeitge­
bers , das für die Massenentlassungen verantwortliche
Unternehmen habe ihm die notwendigen Informationen
nicht übermittelt , keine Berücksichtigung ."

3 . In Artikel 3 Absatz 1 wird nach Unterabsatz 1 folgender
Unterabsatz eingefügt :

„Die Mitgliedstaaten können jedoch vorsehen , daß im
Fall einer geplanten Massenentlassung , die aufgrund
einer gerichtlichen Entscheidung über die Einstellung der
Tätigkeit des Betriebs erfolgt , der Arbeitgeber diese der
zuständigen Behörde nur auf deren Verlangen schriftlich
anzuzeigen hat."

4 . Dem Artikel 4 wird folgender Absatz zugefügt :

„( 4 ) Die Mitgliedstaaten können davon absehen ,
diesen Artikel im Fall von Massenentlassungen infolge
einer Einstellung der Tätigkeit des Betriebs anzuwenden ,
wenn diese Einstellung aufgrund einer gerichtlichen
Entscheidung erfolgt ."

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Die Richtlinie 75 / 129 /EWG wird wie folgt geändert :

1 . Artikel 1 wird wie folgt geändert :

a ) Dem Absatz 1 wird folgender Unterabsatz hinzuge­
fügt :

„Für die Berechnung der Zahl der Entlassungen
gemäß Absatz 1 Buchstabe a ) werden diesen Entlas­
sungen solche Beendigungen des Arbeitsvertrages
gleichgestellt , die auf Veranlassung des Arbeitgebers
und aus einem oder mehreren Gründen , die nicht in
der Person der Arbeitnehmer liegen , erfolgen , sofern
die Zahl der Entlassungen mindestens fünf
beträgt."

b ) Absatz 2 Buchstabe d) wird gestrichen .

2 . Teil II erhält folgende Fassung:

„TEIL II

Information und Konsultation

Artikel 2

( 1 ) Beabsichtigt ein Arbeitgeber , Massenentlassun­
gen vorzunehmen , so hat er die Arbeitnehmervertreter
rechtzeitig zu konsultieren , um zu einer Einigung zu
gelangen .

(2 ) Diese Konsultationen erstrecken sich zumindest
auf die Möglichkeit , Massenentlassungen zu vermeiden
oder zu beschränken , sowie auf die Möglichkeit, ihre
Folgen zu mildern , und zwar durch soziale Begleitmaß­
nahmen , die insbesondere Hilfen für eine anderweitige
Verwendung oder Umschulung der entlassenen Arbeit­
nehmer zum Ziel haben.

Die Mitgliedstaaten können vorsehen , daß die Arbeit­
nehmervertreter gemäß den innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften und /oder Praktiken Sachverständige hinzuzie­
hen können .

5 . Am Ende des Artikels 5 wird folgender Text angefügt:

„oder für die Arbeitnehmer günstigere tarifvertragliche
Vereinbarungen zuzulassen oder zu fördern."
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6 . Folgender Artikel wird eingefügt :

„Artikel Sa

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür , daß den Arbeitneh­
mervertretern und / oder den Arbeitnehmern administra­
tive und/oder gerichtliche Verfahren zur Durchsetzung
der Verpflichtungen gemäß dieser Richtlinie zur Verfü­
gung stehen . 44

( 2 ) Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1
erlassen , nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch
einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten
der Bezugnahme. ,

( 3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort­
laut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit ,
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet
erlassen oder bereits erlassen haben .

Artikel 3

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Artikel 2

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften , um dieser Richtlinie
binnen zwei Jahren nach deren Annahme nachzukommen ,
oder vergewissern sich spätestens zum Ablauf dieses Zeit­
raums , daß die Sozialpartner im Vereinbarungsweg die
erforderlichen Maßnahmen einführen , wobei die Mitglied­
staaten alle erforderlichen Vorkehrungen treffen , um jeder­
zeit gewährleisten zu können , daß die in dieser Richtlinie
vorgeschriebenen Ergebnisse erzielt werden.

Sie setzen die Kommission unverzüglich darüber in Kennt­
nis .

Geschehen zu Luxemburg am 24 . Juni 1992 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

Jose da SILVA PENEDA



Nr. L 245 / 6 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 26 . 8 . 92

RICHTLINIE 92 / 57/ EWG DES RATES

vom 24 . Juni 1992

über die auf zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen anzuwendenden Mindestvorschriften
für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz (Achte Einzelrichtlinie m Sinne des Artikels 16

Absatz 1 der Richtlinie 89/391 /EWG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 118a ,

auf Vorschlag der Kommission ( x ), die zuvor den Beratenden
Ausschuß für Sicherheit , Arbeitshygiene und Gesundheits­
schutz am Arbeitsplatz gehört hat ,

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafte- und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

In Artikel 118a des Vertrages ist vorgesehen , daß der Rat
durch Richtlinien Mindestvorschriften festlegt , die die Ver­
besserung insbesondere der Arbeitsumwelt fördern , um die
Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer verstärkt zu
schützen .

Nach demselben Artikel sollen die Richtlinien keine verwal­
tungsmäßigen , finanziellen oder rechtlichen Auflagen vor­
schreiben , die der Gründung und Entwicklung von Klein­
und Mittelbetrieben entgegenstehen .

Die Mitteilung der Kommission über ihr Aktionsprogramm
für Sicherheit , Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz ( 4 ) sieht den Erlaß einer Richtlinie vor , die die
Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer auf
zeitlich begrenzten oder ortsveränderlichen Baustellen
gewährleisten soll .

In seiner Entschließung vom 21 . Dezember 1987 über
Sicherheit , Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz ( 5 ) hat der Rat die Absicht der Kommission zur
Kenntnis genommen , ihm binnen kurzem Mindestvorschrif­
ten für zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen
vorzulegen .

Arbeitnehmer sind auf zeitlich begrenzten oder ortsveränder­
lichen Baustellen besonders großen Gefahren ausgesetzt .

In mehr als der Hälfte der Arbeitsunfälle auf Baustellen in der
Gemeinschaft haben nicht geeignete bauliche und / oder

organisatorische Entscheidungen oder eine schlechte Pla­
nung der Arbeiten bei der Vorbereitung des Bauprojekts eine
Rolle gespielt .

In jedem Mitgliedstaat müssen die für Sicherheit und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz zuständigen Behörden
vor Beginn der Arbeiten über die Durchführung von Arbei­
ten , deren Umfang eine bestimmte Schwelle überschreitet ,
unterrichtet werden .

Bei der Errichtung eines Bauwerks können Fehler bei der
Koordinierung, insbesondere aufgrund der gleichzeitigen
bzw. aufeinanderfolgenden Anwesenheit verschiedener Un­
ternehmen auf der gleichen zeitlich begrenzten oder ortsver­
änderlichen Baustelle , zu einer Vielzahl von Arbeitsunfällen
führen .

Ab der Vorbereitung des Bauprojekts , jedoch auch während
der Durchführung der Bauarbeiten ist daher eine verstärkte
Koordinierung zwischen den verschiedenen Ausführenden
erforderlich .

Die Einhaltung von Mindestvorschriften zur Gewährleistung
verbesserter Sicherheits- und Gesundheitsschutzbedingun­
gen auf zeitlich begrenzten oder ortsveränderlichen Baustel­
len ist eine unabdingbare Voraussetzung für die Gewährlei­
stung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeit­
nehmer.

Darüber hinaus können Selbständige und Arbeitnehmer ,
wenn sie selbst eine berufliche Tätigkeit auf einer zeitlich
begrenzten oder ortsveränderlichen Baustelle ausüben , die
Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer durch ihre
Tätigkeit gefährden .

Es ist daher erforderlich , bestimmte einschlägige Vorschrif­
ten der Richtlinie 89 / 655 / EWG des Rates vom 30 . Novem­
ber 1989 über Mindestvorschriften für Sicherheit und
Gesundheitsschutz bei Benutzung von Arbeitsmitteln durch
Arbeitnehmer bei der Arbeit (Zweite Einzelrichtlinie ) ( 6 ) und
der Richtlinie 89 / 656 / EWG des Rates vom 30 . November
1989 über Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesund­
heitsschutz bei Benutzung persönlicher Schutzausrüstungen
durch Arbeitnehmer bei der Arbeit (Dritte Einzelrichtli­
nie) ( 7 ) auf Selbständige und auf Arbeitgeber , die selbst eine
berufliche Tätigkeit auf einer Baustelle ausüben , auszudeh­
nen .

Die vorliegende Richtlinie ist eine Einzelrichtlinie im Sinne
des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89 / 391 /EWG des

(') ABl . Nr . C 213 vom 28 . 8 . 1990 , S. 2 , und
ABl . Nr . C 112 vom 27. 4 . 1991 , S. 4 .

( 2 ) ABl . Nr . C 78 vom 18 . 3 . 1990 , S. 172 , und
ABl . Nr. C 150 vom 15 . 6 . 1992 .

P) ABl . Nr . C 120 vom 6 . 5 . 1991 , S. 24 .
( 4 ) ABl . Nr. C 28 vom 3 . 2 . 1988 , S. 3 . («) ABl . Nr . L 393 vom 30. 12 . 1989 , S. 13 .

( 7 ) ABl . Nr . L 393 vom 30. 12 . 1989 , S. 18 .( s ) ABl . Nr . C 28 vom 3 . 2 . 1988 , S. 1 .
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Rates vom 12 . Juni 1989 über die Durchführung von
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit ( 1 ).
Die Bestimmungen der genannten Richtlinie finden daher
unbeschadet strengerer oder spezifischer Bestimmungen der
vorliegenden Richtlinie auch im Fall zeitlich begrenzter oder
ortsveränderlicher Baustellen in vollem Umfang Anwen­
dung.

Die vorliegende Richtlinie stellt einen konkreten Beitrag zur
Ausgestaltung der sozialen Dimension des Binnenmarktes
dar , insbesondere in bezug auf den Regelungsgegenstand der
Richtlinie 89 / 106 /EWG des Rates vom 21 . Dezember 1988
zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Mitgliedstaaten über Bauprodukte ( 2 ) und der Richtlinie
89 /440 /EWG des Rates vom 18 . Juli 1989 zur Änderung
der Richtlinie 71 / 305 / EWG über die Koordination der
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge ( 3 ).

Nach dem Beschluß 74 / 325 / EWG ( 4 ) wird der Beratende
Ausschuß für Sicherheit , Arbeitshygiene und Gesundheits­
schutz am Arbeitsplatz ini Hinblick auf die Ausarbeitung von
Vorschlägen auf diesem Gebiet von der Kommission
gehört —

Artikel 2

Definitionen

Im Sinne dieser Richtlinie gelten als

a ) „zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen"
( nachfolgend „Baustellen" genannt ) alle Baustellen , an
denen Hoch- oder Tiefbauarbeiten ausgeführt werden ,
die in der nicht erschöpfenden Liste in Anhang I aufge­
führt sind;

b ) „Bauherr" jede natürliche oder juristische Person, in
deren Auftrag ein Bauwerk ausgeführt wird ;

c ) „Bauleiter" jede natürliche oder juristische Person , die
mit der Planung und / oder Ausführung und / oder Über­
wachung der Ausführung des Bauwerks im Auftrag des
Bauherrn beauftragt ist ;

d ) „Selbständiger" jede andere Person als die in Artikel 3
Buchstaben a) und b) der Richtlinie 89 / 391 / EWG
genannten Personen , die ihre berufliche Tätigkeit zur
Ausführung des Bauwerks ausübt ;

e ) „Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator für die
Vorbereitungsphase des Bauprojekts" jede natürliche
oder juristische Person, die vom Bauherrn und /oder
Bauleiter mit der Durchführung der in Artikel 5 genann­
ten Aufgaben für die Vorbereitungsphase des Bauwerks
betraut wird ;

f) „Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator für die
Ausführungsphase des Bauwerks" jede natürliche oder
juristische Person , die vom Bauherrn und /oder Bauleiter
mit der Durchführung der in Artikel 6 genannten Aufga­
ben für die Ausführungsphase des Bauwerks betraut
wird .

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand

( 1 ) Diese Richtlinie , bei der es sich um die achte Einzel­
richtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie
89 / 391 /EWG handelt , legt Mindestvorschriften für die
Sicherheit und den Gesundheitsschutz auf zeitlich begrenzten
oder ortsveränderlichen Baustellen gemäß der Definition des
Artikels 2 Buchstabe a) fest .

( 2 ) Diese Richtlinie gilt nicht für Bohr- und Förderarbei­
ten der mineralgewinnenden Betriebe im Sinne des Artikels 1
Absatz 2 des Beschlusses 74 / 326 / EWG des Rates vom 27 .
Juni 1974 über die Erstreckung der Zuständigkeit des
Ständigen Ausschusses für die Betriebssicherheit und den
Gesundheitsschutz im Steinkohlenbergbau auf alle mineral­
gewinnenden Betriebe ( 5 ).

( 3 ) Die Richtlinie 89 / 391 / EWG gilt unbeschadet der in
der vorliegenden Richtlinie enthaltenen strengeren bzw .
spezifischen Bestimmungen uneingeschränkt für den gesam­
ten Bereich gemäß Absatz 1 .

Artikel 3

Koordinatoren — Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan
— Vorankündigung

( 1 ) Der Bauherr oder der Bauleiter betraut im Fall einer
Baustelle , auf der mehrere Unternehmen anwesend sein
werden , einen oder mehrere Sicherheits- und Gesundheits­
schutzkoordinatoren im Sinne von Artikel 2 Buchstaben e )
und f).

( 2 ) Der Bauherr oder der Bauleiter sorgt dafür, daß vor
Eröffnung der Baustelle ein Sicherheits- und Gesundheits­
schützplan entsprechend Artikel 5 Buchstabe b) erstellt
wird .

Die Mitgliedstaaten können nach Anhörung der Sozialpart­
ner von Unterabsatz 1 abweichen , außer wenn es sich um
Arbeiten handelt ,

— die mit besonderen Gefahren , wie in Anhang II aufge­
führt , verbunden sind

oder

— für die nach Absatz 3 eine Vorankündigung erforderlich
ist .

(») ABl . Nr . L 183 vom 29 . 6 . 1989 , S. 1 .
( 2 ) ABl . Nr . L 40 vom 11 . 2 . 1989 , S. 12 .
( 3 ) ABl . Nr . L 210 vom 21 . 7 . 1989 , S. 1 . Richtlinie geändert durch

die Entscheidung 90 / 380 /EWG der Kommission (ABl . Nr .
L 187 vom 19 . 7. 1990 , S. 55 ).

(«) ABl . Nr . L 185 vom 9 . 7 . 1974 , S. 15 . Beschluß zuletzt geändert
durch die Beitrittsakte von 1985 .

( s ) ABl . Nr . L 185 vom 9 . 7 . 1974 , S. 18 .
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( 3 ) Im Fall einer Baustelle ,

— bei der die voraussichtliche Dauer der Arbeiten mehr als
30 Arbeitstage beträgt und auf der mehr als 20 Arbeit­
nehmer gleichzeitig beschäftigt werden
oder

— deren voraussichtlicher Umfang 500 Manntage über­
steigt ,

übermittelt der Bauherr oder der Bauleiter den zuständigen
Behörden vor Beginn der Arbeiten eine Vorankündigung ,
deren Inhalt Anhang III entspricht .

Die Vorankündigung ist sichtbar auf der Baustelle auszuhän­
gen und erforderlichenfalls auf dem laufenden zu halten .

Artikel 4

Vorbereitung des Bauprojekts : Allgemeine Grundsätze

Bei Entwurf, Ausführungsplanung und Vorbereitung des
Bauprojekts sind die in der Richtlinie 89 / 391 / EWG aufge­
führten allgemeinen Grundsätze zur Verhütung von Gefah­
ren für Sicherheit und Gesundheit vom Bauleiter und gege­
benenfalls vom Bauherrn zu berücksichtigen , insbesondere

— bei der architektonischen , technischen und / oder organi­
satorischen Planung, um die verschiedenen Arbeiten oder
Arbeitsabschnitte einzuteilen , die gleichzeitig oder nach­
einander durchgeführt werden ;

— bei der Abschätzung der voraussichtlichen Dauer für die
Durchführung dieser verschiedenen Arbeiten oder
Arbeitsabschnitte .

Jedesmal wenn es sich als notwendig erweist , werden
ebenfalls jeder Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan und
jede Unterlage berücksichtigt , die gemäß Artikel 5 Buchsta­
ben b) und c) ausgearbeitet bzw . zusammengestellt oder
gemäß Artikel 6 Buchstabe c ) angepaßt werden .

Artikel 5

Vorbereitung des Bauprojekts : Aufgaben der
Koordinatoren

Der bzw . die gemäß Artikel 3 Absatz 1 betrauten Sicherheits­
und Gesundheitsschutzkoordinatoren für die Vorbereitungs­
phase des Bauprojekts haben

a) die Anwendung der in Artikel 4 vorgesehenen Bestim­
mungen zu koordinieren;

b ) einen Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan auszuar­
beiten oder ausarbeiten zu lassen , in dem die auf die
betreffende Baustelle anwendbaren Bestimmungen auf­
geführt sind , wobei gegebenenfalls betriebliche Tätigkei­
ten auf dem Gelände zu berücksichtigen sind ; dieser Plan
muß außerdem spezifische Maßnahmen bezüglich der
Arbeiten enthalten , die unter eine oder mehrere Katego­
rien des Anhangs II fallen ;

c) eine Unterlage zusammenzustellen , die den Merkmalen
des Bauwerks Rechnung trägt und zweckdienliche Anga­

ben in bezug auf Sicherheit und Gesundheitsschutz , die
bei eventuellen späteren Arbeiten zu berücksichtigen
sind , enthält .

Artikel 6

Ausführung des Bauwerks : Aufgaben der Koordinatoren

Der bzw . die gemäß Artikel 3 Absatz 1 betrauten Sicherheits­
und Gesundheitsschutzkoordinatoren für die Ausführungs­
phase des Bauwerks haben

a ) die Anwendung der allgemeinen Grundsätze für die
Verhütung von Gefahren und für die Sicherheit zu
koordinieren

— bei der technischen und / oder organisatorischen Pla­
nung, um die veschiedenen Arbeiten oder Arbeitsab­
schnitte einzuteilen , die gleichzeitig oder nacheinan­
der durchgeführt werden ,

— bei der Abschätzung der voraussichtlichen Dauer für
die Durchführung dieser verschiedenen Arbeiten oder
Arbeitsabschnitte ;

b ) die Anwendung der einschlägigen Bestimmungen zu
koordinieren und dabei darauf zu achten , daß die
Arbeitgeber und — wenn dies zum Schutz der Arbeitneh­
mer erforderlich ist — die Selbständigen
— die in Artikel 8 genannten Grundsätze in schlüssiger

Weise anwenden ,

— den gemäß Artikel 5 Buchstabe b ) vorgesehenen
Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan , soweit
erforderlich , anwenden ;

c ) Anpassungen des Sicherheits- und Gesundheitsschutz­
plans nach Artikel 5 Buchstabe b) und der Unterläge
nach Artikel 5 Buchstabe c) unter Berücksichtigung des
Fortschritts der Arbeiten und eingetretener Änderungen
vorzunehmen oder vornehmen zu lassen ;

d ) zwischen den Arbeitgebern , einschließlich der nachein­
ander auf der Baustelle tätigen Arbeitgeber , die Zusam­
menarbeit und die Koordinierung der Tätigkeiten zum
Schutz der Arbeitnehmer und zur Verhütung von Unfäl­
len und berufsbedingten Gesundheitsgefährdungen so­
wie deren gegenseitige Information gemäß Artikel 6
Absatz 4 der Richtlinie 89 / 391 /EWG , gegebenenfalls
unter Einbeziehung der Selbständigen , zu organisie­
ren;

e ) die Überwachung der ordnungsgemäßen Anwendung
der Arbeitsverfahren zu koordinieren ;

f) die erforderlichen Maßnahmen zu treffen , damit nur
befugte Personen die Baustelle betreten .

Artikel 7

Verantwortung der Bauleiter und Bauherren sowie der
Arbeitgeber

( 1 ) Hat ein Bauleiter oder Bauherr einen oder mehrere
Koordinatoren mit der Wahrnehmung der in den Artikeln 5
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und 6 genannten Aufgaben betraut , so entbindet ihn dies
nicht von der Verantwortung in diesem Bereich .

( 2 ) Die Anwendung der Artikel 5 und 6 sowie des Absat­
zes 1 des vorliegenden Artikels berührt nicht den Grundsatz
der Verantwortung der Arbeitgeber gemäß der Richtlinie
89 / 391 / EWG .

• b ) die Hinweise des bzw. der Sicherheits- und Gesundheits­
sch'utzkoordinatoren zu berücksichtigen .

Artikel 10

Verpflichtungen anderer Personengruppen

( 1 ) Zum Schutz der Sicherheit und der Gesundheit auf der
Baustelle haben Selbständige

a ) sinngemäß insbesondere folgende Vorschriften einzuhal­
ten :

i ) Artikel 6 Absatz 4 und Artikel 13 der Richtlinie
89 / 391 / EWG sowie Artikel 8 und Anhang IV der
vorliegenden Richtlinie ,

ii ) Artikel 4 der Richtlinie 89 / 655 / EWG und die
einschlägigen Bestimmungen im Anhang derselben
Richtlinie ,

iii ) Artikel 3 , Artikel 4 Absätze 1 bis 4 und 9 sowie
Artikel 5 der Richtlinie 89 / 656 / EWG ;

b ) die Hinweise des bzw . der Sicherheits- und Gesundheits­
schutzkoordinatoren zu berücksichtigen .

( 2 ) Zum Schutz der Sicherheit und der Gesundheit auf der
Baustelle haben Arbeitgeber , die selbst eine berufliche Tätig­
keit auf der Baustelle ausüben ,

a ) sinngemäß folgende Vorschriften einzuhalten :
i ) Artikel 13 der Richtlinie 89 / 391 /EWG ,

ii ) Artikel 4 der Richtlinie 89 / 655 / EWG und die
einschlägigen Bestimmungen im Anhang derselben
Richtlinie ,

iii ) Artikel 3 , Artikel 4 Absätze 1 bis 4 und 9 sowie
Artikel 5 der Richtlinie 89 / 656 / EWG ;

b ) die Hinweise des bzw . der Sicherheits- und Gesundheits­
koordinatoren zu berücksichtigen .

Artikel 11

Unterrichtung der Arbeitnehmer

( 1 ) Unbeschadet des Artikels 10 der Richtlinie 89 / 391 /
EWG werden die Arbeitnehmer und / oder ihre Vertreter
über alle Maßnahmen unterrichtet , die in bezug auf ihre
Sicherheit und den Schutz ihrer Gesundheit auf der Baustelle
zu ergreifen sind .

(2 ) Die Angaben müssen für die betreffenden Arbeitneh­
mer verständlich sein .

Artikel 8

Anwendung von Artikel 6 der Richtlinie 89 / 391 / EWG

Bei der Ausführung des Bauwerks werden die in Artikel 6 der
Richtlinie 89 / 391 / EWG genannten Grundsätze angewen­
det , insbesondere in bezug auf

a ) die Aufrechterhaltung von Ordnung und Sauberkeit auf
der Baustelle ;

b ) die Wahl des Standorts der Arbeitsplätze unter Berück­
sichtigung der Zugangsbedingungen zu diesen Arbeits­
plätzen und die Festlegung der Verkehrswege oder
-zonen ;

c ) die Bedingungen für die Handhabung der verschiedenen
Materialien ;

d ) die Instandhaltung , die Kontrolle vor Inbetriebnahme
und die regelmäßige Kontrolle der Anlagen und Einrich­
tungen , um Mängel , die die Sicherheit und die Gesund­
heit der Arbeitnehmer beeinträchtigen können , auszu­
schalten ;

e ) die Abgrenzung und die Einrichtung von Lagerbereichen
für die verschiedenen Materialien , insbesondere wenn es
sich um gefährliche Materialien oder Stoffe handelt ;

f) die Bedingungen für die Entfernung von benutzten
gefährlichen Materialien ;

g) die Lagerung und die Beseitigung bzw . den Abtransport
von Abfällen und Schutt ;

h ) die Anpassung der tatsächlichen Dauer für die verschie­
denen Arbeiten oder Arbeitsabschnitte unter Berücksich­
tigung der Arbeiten auf der Baustelle ,

i ) die Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern und Selb­
ständigen,

j ) die Wechselwirkungen zu betrieblichen Tätigkeiten auf
dem Gelände, auf dem oder in dessen Nähe die Baustelle
liegt .

Artikel 9

Verpflichtungen der Arbeitgeber

Zum Schutz der Sicherheit und der Gesundheit auf der
Baustein und entsprechend den in den Artikeln 6 und 7
festgelegten Bedingungen haben die Arbeitgeber

a ) insbesondere bei der Anwendung von Artikel 8 Maßnah­
men zu ergreifen , die mit den Mindestvorschriften in
Anhang IV übereinstimmen ;

Artikel 12

Anhörung und Beteiligung der Arbeitnehmer

Die Anhörung und die Beteiligung der Arbeitnehmer und /
oder ihrer Vertreter in den durch die Artikel 6 , 8 und 9
abgedeckten Bereichen erfolgen gemäß Artikel 1 1 der Rieht­
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linie 89 / 391 / EWG , wobei immer , wenn dies angesichts des
Ausmaßes des Risikos und des Umfangs der Baustelle
erforderlich erscheint, eine angemessene Abstimmung zwi­
schen den Arbeitnehmern bzw . Vertretern der Arbeitnehmer
der Unternehmen , die auf der Baustelle tätig sind , vorzuse­
hen ist .

(2 ) Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1
erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch
einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten
der Bezugnahme .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort­
laut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit , die sie in
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet bereits erlassen
haben oder erlassen .

(4 ) Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission alle
vier Jahre Bericht über die Anwendung der Bestimmungen
dieser Richtlinie in der Praxis unter Hinweis auf den
Standpunkt der Sozialpartner .

Die Kommission unterrichtet hierüber das Europäische
Parlament , den Rat , den Wirtschafts- und Sozialausschuß
und den Beratenden Ausschuß für Sicherheit , Arbeitshygiene
und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz .

(5 ) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament ,
dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß in
regelmäßigen Abständen einen Bericht über die Anwendung
der Richtlinie unter Berücksichtigung der Absätze 1 bis 4
vor .

Artikel 13

Änderung der Anhänge

( 1 ) Änderungen der Anhänge I , II und III werden vom Rat
nach dem Verfahren des Artikels 118a des Vertrages vorge­
nommen .

( 2 ) Rein technische Anpassungen des Anhangs IV unter
Berücksichtigung

— der im Hinblick auf die technische Harmonisierung und
Normung erlassenen Richtlinien über zeitlich begrenzte
oder ortsveränderliche Baustellen und /oder

— des technischen Fortschritts , der Entwicklung der inter­
nationalen Vorschriften oder Spezifikationen oder des
Wissensstandes auf dem Gebiet der zeitlich begrenzten
oder ortsveränderlichen Baustellen

werden nach dem Verfahren des Artikels 17 der Richtlinie
89 / 391 / EWG vorgenommen .

Artikel 14

Schlußbestimmungen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften , um dieser Richtlinie
bis spätestens 31 . Dezember 1993 nachzukommen .

Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in Kennt­
nis .

Artikel 15

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Luxemburg am 24 . Juni 1992 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

Jose da SILVA PENEDA
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ANHANG I

NICHTERSCHÖPFENDE LISTE VON HOCH- UND TIEFBAUARBEITEN NACH ARTIKEL 2
BUCHSTABE a)

8 . Reparatur

9 . Abbauarbeiten

1 . Aushub

2 . Erdarbeiten

3 . Bauarbeiten im engeren Sinne

4 . Errichtung und Abbau von Fertigbauelementen

5 . Einrichtung oder Ausstattung

6 . Umbau

7 . Renovierung

10 . Abbrucharbeiten

11 . Wartung

12 . Instandhaltungs-, Maler- und Reinigungs­
arbeiten

13 . Sanierung

ANHANG II

NICHTERSCHÖPFENDE LISTE DER ARBEITEN, DIE MIT BESONDEREN GEFAHREN FÜR SICHER­
HEIT UND GESUNDHEIT DER ARBEITNEHMER VERBUNDEN SIND, NACH ARTIKEL 3 ABSATZ 2

UNTERABSATZ 2

1 . Arbeiten , bei denen die Arbeitnehmer der Gefahr des Verschüttetwerdens , des Versinkens oder des Absturzes
ausgesetzt sind , die durch die Art der Tätigkeit , die angewandten Verfahren oder die Umgebungsbedingun­
gen am Arbeitsplatz bzw . auf der Baustelle verstärkt wird (*).

2 . Arbeiten , bei denen die Arbeitnehmer chemischen oder biologischen Stoffen ausgesetzt sind , die entweder
eine besondere Gefahr für die Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer darstellen oder für die
gesetzlich eine Gesundheitsüberwachung vorgeschrieben ist .

3 . Arbeiten mit ionisierenden Strahlungen , die die Festlegung von Kontroll- oder Überwachungsbereichen im
Sinne der Richtlinie 80 / 836 / Euratom (') erfordern .

4 . Arbeiten in der Nähe von Hochspannungsleitungen .

5 . Arbeiten , bei denen die Gefahr des Ertrinkens besteht .

6 . Brunnenbau , unterirdische Erdarbeiten und Tunnelbau .

7 . Arbeiten mit Tauchergeräten .

8 . Arbeiten in Druckkammern .

9 . Arbeiten , bei denen Sprengstoff eingesetzt wird .

10. Errichtung oder Abbau von schweren Fertigbauelementen .

(*) Bei der Anwendung der Nummer 1 können die Mitgliedstaaten Zahlenwerte für spezifische Situationen festsetzen .
('} ABI . Nr. L 246 vom 17 . 9 . 1980 , S. 1 . Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 84 /467/ Euratom (ABl . Nr. L 265 vom

5 . 10 . 1984, S. 4).
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ANHANG III

INHALT DER VORANKÜNDIGUNG NACH ARTIKEL 3 ABSATZ 3 UNTERABSATZ 1

1 . Datum der Mitteilung:

2 . Genauer Standort der Baustelle :

3 . Bauherr(en ) (Name(n ) und Anschrift(en)):

4 . Art des Bauwerks :

5 . Bauleiter (Name(n ) und Anschrift(en)):

6 . Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator(en) während der Vorbereitungsphase des Bauprojekts
(Name(n ) und Anschrift(en)):

7 . Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordiator(en ) während der Ausführungsphase des Bauwerks (Name(n )
und Anschrift(en)):

8 . Voraussichtlicher Termin für den Beginn der Arbeiten auf der Baustelle :

9 . Voraussichtliche Dauer der Arbeiten auf der Baustelle :

10 . Voraussichtliche Höchstzahl von Beschäftigten auf der Baustelle :

11 . Zahl der voraussichtlich auf der Baustelle tätigen Unternehmen und Selbständigen :

12 . Angabe der bereits ausgewählten Unternehmen :
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ANHANG IV

MINDESTVORSCHRIFTEN FÜR SICHERHEIT UND GESUNDHEITSSCHUTZ AUF BAUSTELLEN

nach Artikel 9 Buchstabe a ) und Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a ) Ziffer i )

Vorbemerkung

Die Anforderungen dieses Anhangs gelten immer dann , wenn die Merkmale der Baustelle oder der Tätigkeit , die
Umstände oder eine entsprechende Gefahr dies erfordern .

Als Räume im Sinne dieses Anhangs gelten auch Baubaracken .

TEIL A

ALLGEMEINE MINDESTVORSCHRIFTEN FÜR ARBEITSSTÄTTEN AUF BAUSTELLEN

1 . Standsicherheit und Festigkeit

1.1 . Materialien , Ausrüstungen und ganz allgemein alle Elemente , die durch Ortsveränderung die Sicherheit
und die Gesundheit der Arbeitnehmer beeinträchtigen können , müssen auf eine geeignete und sichere Art
und Weise stabilisiert werden .

1 . 2 . Der Zugang zu Flächen aus Werkstoffen , die keine ausreichende Festigkeit bieten , ist nur zulässig , wenn
Ausrüstungen oder geeignete Vorrichtungen zur Verfügung gestellt werden , die eine sichere Ausführung
der Arbeit ermöglichen .

2 . Energieverteilungsanlagen

2.1 . Die Anlagen müssen so konzipiert , installiert und eingesetzt werden , daß von ihnen keine Brand- und
Explosionsgefahr ausgeht und daß die Personen in angemessener Weise vor den Gefahren eines
Stromschlags durch direkten oder indirekten Kontakt geschützt sind .

2.2 . Bei Konzeption , Installation und Auswahl von Material und Schutzvorrichtungen sind Art und Stärke der
verteilten Energie , die äußeren Einwirkungsbedingungen und die Fachkenntnisse der Personen zu
berücksichtigen , die Zugang zu Teilen der Anlage haben .

3 . Fluchtwege und Notausgänge

3.1 . Fluchtwege und Notausgänge müssen frei von Hindernissen bleiben und auf möglichst kurzem Weg in
einen sicheren Bereich führen .

3.2 . Alle Arbeitsplätze müssen bei Gefahr von den Arbeitnehmern schnell und in größter Sicherheit verlassen
werden können .

3.3 . Anzahl , Anordnung und Abmessungen der Fluchtwege und Ausgänge richten sich nach Nutzung,
Einrichtung und Abmessungen der Baustelle und der Räume sowie nach der höchstmöglichen Anzahl der
dort anwesenden Personen .

3.4 . Fluchtwege und Notausgänge als solche sind gemäß den innerstaatlichen Bestimmungen zur Umsetzung
der Richtlinie 77 / 576 /EWG ( J ) zu kennzeichnen .

Diese Kennzeichnung muß ausreichend dauerhaft und an geeigneten Stellen angebracht sein .

3.5 . Fluchtwege und Notausgänge sowie die dorthin führenden Durchgänge und Türen dürfen nicht durch
Gegenstände versperrt werden , so daß sie jederzeit ungehindert benutzt werden können .

3.6 . Notausgänge und Fluchtwege , bei denen eine Beleuchtung notwendig ist , müssen für den Fall , daß die
Beleuchtung ausfällt , über eine ausreichende Sicherheitsbeleuchtung verfügen .

4 . Brandmeldung und -bekämpfung

4.1 . Je nach Merkmalen der Baustelle und nach Abmessungen und Nutzung der Räume, vorhandenen
Einrichtungen, physikalischen und chemischen Eigenschaften der vorhandenen Substanzen oder
Materialien sowie der höchstmöglichen Anzahl der anwesenden Personen müssen eine ausreichende
Anzahl von geeigneten Feuerlöscheinrichtungen und , soweit erforderlich , Brandmelde- und Alarman­
lagen vorgesehen werden .

(*) ABl . Nr. L 229 vom 7 . 9 . 1977 , S. 12 . Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 79 / 640 /EWG (ABl . Nr . L 183 vom
19. 7 . 1979 , S. 1 ).
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4.2 . Diese Feuerlöscheinrichtungen und Brandmelde- und Alarmanlagen müssen regelmäßig überprüft und
instandgehalten werden .

In regelmäßigen Abständen sind geeignete Versuche und Übungen durchzuführen .

4.3 . Nichtselbständige Feuerlöscheinrichtungen müssen leicht zu erreichen und zu handhaben sein .

Sie sind gemäß den innerstaatlichen Bestimmungen zur Umsetzung der Richtlinie 77 / 576 / EWG zu
kennzeichnen .

Diese Kennzeichnung muß ausreichend dauerhaft und an geeigneten Stellen angebracht sein .

5 . Lüftung

Unter Berücksichtigung der Arbeitsverfahren und der körperlichen Beanspruchung der Arbeitnehmer ist
dafür zu sorgen , daß ausreichend gesundheitlich zuträgliche Atemluft vorhanden ist .

Wird eine Lüftungsanlage benutzt , so muß sie in betriebsbereitem Zustand gehalten werden , und die
Arbeitnehmer dürfen keinem gesundheitsschädigenden Luftzug ausgesetzt sein .

Ein Kontrollsystem muß jede Störung anzeigen , falls dies für die Gesundheit der Arbeitnehmer
erforderlich ist .

6 . Arbeit unter besonderen Gefahren

6.1 . Die Arbeitnehmer dürfen keinem schädigenden Geräuschpegel und keiner äußeren Schadeinwirkung
(z . B. Gase , Dämpfe , Stäube ) ausgesetzt werden .

6.2 . Wenn Arbeitnehmer einen Bereich betreten müssen , in dem die Luft einen giftigen oder schädlichen Stoff
bzw . unzureichend Sauerstoff enthält oder entzündbar sein kann , ist die Luft in diesem Bereich zu
überwachen und sind geeignete Maßnahmen zu treffen , um jeglicher Gefahr vorzubeugen .

6.3 . Ein Arbeitnehmer darf auf keinen Fall allein in einem Bereich arbeiten , in dem hinsichtlich der Luft
erhöhte Gefahr besteht .

Er muß zumindest ständig von außen überwacht werden , und es sind alle geeigneten Vorkehrungen zu
treffen , um eine wirksame und sofortige Hilfeleistung zu ermöglichen .

7 . Temperatur

Während der Arbeitszeit muß unter Berücksichtigung der angewandten Arbeitsmethoden und der
körperlichen Beanspruchung der Arbeitnehmer eine Temperatur herrschen , die für den menschlichen
Organismus angemessen ist .

8 . Natürliche und künstliche Beleuchtung der Arbeitsplätze, der Räume und der Verkehrswege auf der
Baustelle

8.1 . Arbeitsplätze , Räume und Verkehrswege müssen soweit wie möglich über genügend Tageslicht verfügen
und nachts sowie bei schlechtem Tageslicht auf geeignete und ausreichende Weise künstlich beleuchtet
werden ; gegebenenfalls sind stoßsichere tragbare Lichtquellen zu benutzen .

Durch die für die künstliche Beleuchtung verwendete Farbe darf die Wahrnehmung von Signalen oder
Warnschildern nicht gestört oder beeinflußt werden .

8.2 . Die Beleuchtung der Räume , Arbeitsplätze und Verkehrswege muß so angebracht sein , daß aus der Art
der vorgesehenen Beleuchtung keine Unfallgefahr für die Arbeitnehmer entsteht .

8.3 . Räume, Arbeitsplätze und Verkehrswege , bei denen die Arbeitnehmer bei Ausfall der künstlichen
Beleuchtung in besonderem Maße Gefahren ausgesetzt sind, müssen eine ausreichende Sicherheitsbe­
leuchtung haben .

9 . Türen und Tore

9.1 . Schiebetüren müssen gegen Ausheben und Herausfallen gesichert sein .

9.2 . Türen und Tore , die sich nach oben öffnen , müssen gegen Herabfallen gesichert sein .

9.3 . Türen und Tore im Verlauf von Fluchtwegen müssen angemessen gekennzeichnet sein .

9.4 . In unmittelbarer Nähe von Toren , die vorwiegend für den Fahrzeugverkehr bestimmt sind , müssen gut
sichtbar gekennzeichnete und stets zugängliche Türen für den Fußgängerverkehr vorhanden sein , es sei
denn , der Durchgang für Fußgänger ist ungefährlich .
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9.5 . Kraftbetätigte Türen und Tore müssen ohne Gefährdung der Arbeitnehmer bewegt werden können .

Sie müssen mit gut erkennbaren und leicht zugänglichen Notabschalteinrichtungen ausgestattet und auch
von Hand zu öffnen sein , sofern sie sich bei Stromausfall nicht automatisch öffnen .

10 . Verkehrswege — Gefabrenbereiche

10.1 . Verkehrswege , einschließlich Treppen , festangebrachte Steigleitern und Laderampen , müssen so
berechnet , angeordnet , gestaltet und bemessen sein , daß sie nach ihrem Bestimmungszweck leicht und
sicher begangen oder befahren werden können und in der Nähe beschäftigte Arbeitnehmer nicht
gefährdet werden .

10.2. Die Bemessung der Verkehrswege , die dem Personen- und / oder Güterverkehr dienen , einschließlich der
Verkehrswege für Be- und Entladearbeiten , muß sich nach der Zahl der möglichen Benutzer und der Art
der Tätigkeit richten .

Werden Beförderungsmittel auf Verkehrswegen verwendet, so müssen für andere Benutzer ein
ausreichender Sicherheitsabstand oder geeignete Schutzvorrichtungen vorgesehen werden .

Die . Wege müssen klar gekennzeichnet sein und regelmäßig überprüft und gewartet werden .

10.3 . Verkehrswege für Fahrzeuge müssen an Türen , Toren , Durchgängen , Durchfahrten und Treppenauf­
tritten in ausreichendem Abstand vorbeiführen .

10.4 . Befinden sich auf der Baustelle Bereiche mit beschränktem Zutritt , so müssen diese Bereiche mit
Vorrichtungen ausgestattet sein , die unbefugte Arbeitnehmer am Betreten dieser Bereiche hindern .

Zum Schutz der Arbeitnehmer , die zum Betreten der Gefahrenbereiche befugt sind, müssen entspre­
chende Vorkehrungen getroffen werden .

Die Gefahrenbereiche müssen gut sichtbar gekennzeichnet sein .

1 1 . Laderampen

11.1 . Laderampen sind den Abmessungen der transportierten Lasten entsprechend auszulegen .

11.2 . Laderampen müssen mindestens einen Abgang haben .

11.3 . Bei Laderampen müssen die Arbeitnehmer gegen Abstürze gesichert sein .

12 . Bewegungsfläche am Arbeitsplatz

Die Fläche des Arbeitsplatzes ist so vorzusehen , daß die Arbeitnehmer bei ihrer Tätigkeit unter
Berücksichtigung der erforderlichen Ausrüstungen und Geräte über genügend Bewegungsfreiheit
verfügen .

13 . Erste Hilfe

13.1 . Der Arbeitgeber hat sicherzustellen , daß jederzeit Erste Hilfe geleistet werden kann und entsprechend
ausgebildetes Personal zur Verfügung steht.

Es sind Maßnahmen zu treffen , um den Abtransport von Arbeitnehmern , die von einem Unfall oder
plötzlichem Unwohlsein betroffen sind , zur ärztlichen Behandlung sicherzustellen .

13.2 . Wenn die Größe der Baustelle oder die Art der Tätigkeiten es erfordert , sind eine oder mehrere
Räumlichkeiten für die Erste Hilfe vorzusehen .

13.3 . Die Räumlichkeiten für die Erste Hilfe müssen mit den erforderlichen Erste-Hilfe-Einrichtungen und
-Materialien ausgestattet und leicht für Personen mit Krankentragen zugänglich sein .

Sie sind entsprechend den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 77 /
576 /EWG zu kennzeichnen .

13.4 . Die erforderlichen Mittel für die Erste Hilfe müssen außerdem überall dort aufbewahrt werden , wo die
Arbeitsbedingungen dies erforderlich machen .

Die Aufbewahrungsstellen müssen als solche gekennzeichnet und gut erreichbar sein .

An einer deutlich gekennzeichneten Stelle müssen Anschrift und Telefonnummer des örtlichen
Rettungsdienstes angegeben sein .
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14 . Sanitärräume

14.1 . Umkleideräume , Kleiderschränke

14.1 .1 . Den Arbeitnehmern sind geeignete Umkleideräume zur Verfügung zu stellen , wenn sie bei ihrer Tätigkeit
besondere Arbeitskleidung tragen müssen und es ihnen aus Gründen der Sicherheit oder der
Schicklichkeit nicht zugemutet werden kann , sich an anderer Stelle umzuziehen .

Die Umkleideräume müssen leicht zugänglich , ausreichend groß und mit Sitzgelegenheiten ausgestattet
sein .

14.1.2 . Die Umkleideräume müssen ausreichend bemessen sein und über Einrichtungen verfügen , damit jeder
Arbeitnehmer gegebenenfalls seine Arbeitskleidung trocknen sowie seine Kleidung und persönlichen
Gegenstände unter Verschluß aufbewahren kann .

Falls die Umstände (z . B. gefährliche Arbeitsstoffe , Feuchtigkeit , Schmutz) dies erfordern , muß es
möglich sein , persönliche Kleidung und Gegenstände getrennt von der Arbeitskleidung aufzubewah­
ren .

14.1.3 . Für Männer und Frauen sind getrennte Umkleideräume einzurichten , bzw . es ist eine getrennte
Benutzung der Umkleideräume vorzusehen .

14.1 .4 . Wenn Umkleideräume nicht im Sinne von Nummer 14.1.1 . erster Absatz erforderlich sind , muß für jeden
Arbeitnehmer eineKleiderablage vorhanden sein , damit er seine Kleidung und persönlichen Gegenstände
unter Verschluß aufbewahren kann .

14.2 . Duschen und Waschgelegenheiten

14.2.1 . Den Arbeitnehmern sind in ausreichender Zahl geeignete Duschen zur Verfügung zu stellen , wenn die Art
der Tätigkeit oder die Pflege der Gesundheit dies erfordern .

Für Männer und Frauen sind getrennte Duschräume einzurichten , bzw . es ist eine getrennte Benutzung
der Duschräume vorzusehen .

14.2.2 . Die Duschräume müssen ausreichend bemessen sein , damit jeder Arbeitnehmer sich entsprechend den
hygienischen Erfordernissen ungehindert waschen kann .

Die Duschen müssen fließendes kaltes und warmes Wasser haben .

14.2.3 . Wenn Duschen nach Nummer 14.2.1 . erster Absatz nicht erforderlich sind , müssen geeignete
Waschgelegenheiten mit ( erforderlichenfalls warmem ) fließendem Wasser in ausreichender Zahl in der
Nähe des Arbeitsplatzes und der Umkleideräume vorhanden sein .

Für Männer und Frauen sind getrennte Waschgelegenheiten einzurichten , bzw . es ist eine getrennte
Benutzung der Waschgelegenheiten vorzusehen , wenn dies aus Gründen der Schicklichkeit erforderlich
ist .

14.2.4. Sind Duschräume oder Waschgelegenheiten und Umkleideräume getrennt, muß zwischen diesen
Räumen eine bequeme Verbindung bestehen .

14.3 . Toiletten und Handwaschbecken

Den Arbeitnehmern sind in der Nähe der Arbeitsplätze Pausenräume, Umkleideräume und Duschen bzw .
Waschgelegenheiten , besondere Räume mit einer ausreichenden Zahl von Toiletten und Handwasch­
becken zur Verfügung zu stellen .

Für Frauen und Männer sind getrennte Toilettenräume einzurichten , bzw . es ist eine getrennte Benutzung
der Toiletten vorzusehen .

15 . Pausenräume und/oder Unterbringungsmöglichkeiten

15.1 . Den Arbeitnehmern sind leicht erreichbare Pausenräume und / oder Unterbringungsmöglichkeiten zur
Verfügung zu stellen , wenn Sicherheits- oder Gesundheitsgründe, insbesondere wegen der Art der
ausgeübten Tätigkeit oder der Anzahl der im Betrieb beschäftigten Personen und der Abgelegenheit der
Baustelle dies erfordern .

15.2 . Die Pausenräume und /oder Unterbringungsmöglichkeiten müssen ausreichend bemessen und der Zahl
der Arbeitnehmer entsprechend mit Tischen und Stühlen ausgestattet sein .

15.3 . Sind solche Räume nicht vorhanden , sind den Arbeitnehmern andere Einrichtungen zur Verfügung zu
stellen , damit sie sich dort während Arbeitsunterbrechungen aufhalten können .
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15.4 . Ortsfeste Unterbringungsmöglichkeiten , die nicht nur ausnahmsweise benutzt werden , müssen mit einer
ausreichenden Anzahl von Sanitäreinrichtungen , einem Eßraum und einem Aufenthaltsraum ausgestat­
tet sein .

Die Räume sind entsprechend der Anzahl der Arbeitnehmer mit Betten , Schränken , Tischen und Stühlen
auszustatten ; bei der Zuteilung der Räume ist gegebenenfalls die Anwesenheit von weiblichen und
männlichen Arbeitnehmern zu berücksichtigen .

15.5 . In den Pausenräumen und /oder Unterbringungsmöglichkeiten sind geeignete Maßnahmen zum Schutz
der Nichtraucher vor Belästigung durch Tabakrauch vorzusehen .

16 . Schwangere und stillende Mütter

Schwangere und stillende Mütter müssen sich unter geeigneten Bedingungen hinlegen und ausruhen
können .

17 . Behinderte Arbeitnehmer

Die Arbeitsstätten sind gegebenenfalls behindertengerecht zu gestalten .

Dies gilt insbesondere für Türen , Verbindungswege , Treppen , Duschen , Waschgelegenheiten und
Toiletten , die Behinderte benutzen , sowie für Arbeitsplätze , an denen Behinderte unmittelbar tätig
sind.

18 . Verschiedene Bestimmungen

18.1 . Die unmittelbare Umgebung und die Grenze der Baustelle sind klar sichtbar und als solche erkennbar zu
kennzeichnen und zu gestalten .

18.2 . Die Arbeitnehmer müssen auf der Baustelle über Trinkwasser und gegebenenfalls über ein anderes
geeignetes , alkoholfreies Getränk in ausreichender Menge in den benutzten Räumen sowie in der Nähe
der Arbeitsplätze verfügen .

18.3 . Die Arbeitnehmer müssen

— über Einrichtungen verfügen , um ihre Mahlzeiten unter zufriedenstellenden Bedingungen einnehmen
zu können ;

— gegebenenfalls über Einrichtungen verfügen , um ihre Mahlzeiten unter zufriedenstellenden Bedin­
gungen zubereiten zu können .

TEIL B

BESONDERE MINDESTVORSCHRIFTEN FÜR ARBEITSPLÄTZE AUF BAUSTELLEN

Vorbemerkung

Wenn besondere Situationen es erfordern, ist die Einteilung der Mindestanforderungen in zwei Abschnitte , wie sie
nachstehend aufgeführt sind , als solche nicht als verbindlich anzusehen .

Abschnitt I

Baustellenarbeitsplätze innerhalb von Räumen

1 . Standsicherheit und Festigkeit

Die Räume müssen eine der Nutzungsart entsprechende Konstruktion und Festigkeit aufweisen .

2 . Türen von Notausgängen

Türen von Notausgängen müssen in Fluchtrichtung aufschlagen .

Die Türen von Notausgängen müssen so geschlossen sein , daß sie leicht und unverzüglich von jeder
Person , die sie im Notfall benutzen muß, zu öffnen sind .

Schiebe- und Drehtüren sind als Nottüren nicht zulässig .
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3 . Lüftung

Bei Klimaanlagen und mechanischen Belüftungseinrichtungen ist sicherzustellen , daß die Arbeitnehmer
keinem störenden Luftzug ausgesetzt sind .

Ablagerungen und Verunreinigungen , die unmittelbar zu einer Gefährdung der Gesundheit der
Arbeitnehmer durch Verschmutzung der eingeatmeten Luft führen können , müssen rasch beseitigt
werden .

4 . Temperatur

4.1 . In Pausen-, Bereitschafts-, Sanitär-, Kantinen- und Sanitätsräumen muß die Temperatur dem spezifi­
schen Nutzungszweck der Räume entsprechen .

4.2 . Fenster , Oberlichter und Glaswände müssen je nach Art der Arbeit und Nutzung des Raums eine
Abschirmung gegen übermäßige Sonneneinstrahlung ermöglichen .

5 . Natürliche und künstliche Beleuchtung

Die Arbeitsstätten müssen soweit wie möglich über genügend Tageslicht verfügen und mit Vorrichtungen
für eine geeignete künstliche Beleuchtung zur Gewährleistung der Sicherheit und zum Schutz der
Gesundheit der Arbeitnehmer ausgerüstet sein .

6 . Fußböden, Wände und Decken der Räume

6.1 . Die Fußböden der Räume dürfen keine Unebenheiten , Löcher oder gefährlichen Neigungen aufweisen ;
sie müssen fest , trittsicher und rutschfest sein .

6.2 . Die Oberfläche der Fußböden , Decken und Wände der Räume muß so beschaffen sein , daß sie sich den
hygienischen Erfordernissen entsprechend reinigen und erneuern läßt .

6.3 . Durchsichtige oder lichtdurchlässige Wände , insbesondere Ganzglaswände , in Räumen oder in der Nähe
von Arbeitsplätzen und Verkehrswegen müssen deutlich gekennzeichnet sein und aus Sicherheitsmaterial
bestehen oder so gegen die Arbeitsplätze und Verkehrswege abgeschirmt sein , daß die Arbeitnehmer
nicht mit den Wänden in Berührung kommen und beim Zersplittern der Wände nicht verletzt werden
können .

7 . Fenster und Oberlichter der Räume

7.1 . Fenster, Oberlichter und Lüftungsvorrichtungen müssen sich von den Arbeitnehmern sicher öffnen ,
schließen , verstellen und feststellen lassen .

Sie dürfen in geöffnetem Zustand keine Gefahr für die Arbeitnehmer darstellen .

7.2 . Fenster und Oberlichter müssen in Verbindung mit der Einrichtung konzipiert oder mit Vorrichtungen
versehen sein , die es ermöglichen , sie ohne Gefährdung der die Reinigung durchführenden Arbeitnehmer
sowie der anwesenden Arbeitnehmer zu reinigen .

8 . Türen und Tore

8.1 . Lage , Anzahl , Werkstoffe und Abmessungen von Türen und Toren müssen sich nach der Art und
Nutzung der Räume richten .

8.2 . Durchsichtige Türen müssen in Augenhöhe gekennzeichnet sein .

8.3 . Schwingtüren und -tore müssen durchsichtig sein oder Sichtfenster haben .

8.4 . Bestehen durchsichtige oder lichtdurchlässige Flächen von Türen und Toren nicht aus Sicherheitsma­
terial und ist zu befürchten , daß sich Arbeitnehmer beim Zersplittern der Flächen verletzen können , so
sind diese Flächen gegen Eindrücken zu schützen .

9 . Verkehrswege

Soweit aufgrund der Nutzung und Einrichtung der Räume zum Schutz der Arbeitnehmer erforderlich ,
müssen die Begrenzungen der Verkehrswege gekennzeichnet sein .
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10 . Besondere Anforderungen an Rolltreppen und Rollsteige

Rolltreppen und Rollsteige müssen sicher funktionieren .

Sie müssen mit den notwendigen Sicherheitsvorrichtungen ausgestattet sein .

Sie müssen durch gut erkennbare und leicht zugängliche Notabschalteinrichtungen stillgesetzt werden *
können .

1 1 . Raumabmessungen und Luftraum der Räume

Arbeitsräume müssen eine ausreichende Grundfläche und Höhe aufweisen , so daß die Arbeitnehmer
ohne Beeinträchtigung ihrer Sicherheit , ihrer Gesundheit oder ihres Wohlbefindens ihre Arbeit verrichten
können .

Abschnitt II

Baustellenarbeitsplätze außerhalb von Räumen

1 . Standsicherheit und Festigkeit

1.1 . Ortsveränderliche oder ortsfeste Arbeitsplätze an erhöhten oder tieferliegenden Standorten müssen
standsicher und stabil sein; zu berücksichtigen sind dabei

— die Zahl der dort beschäftigten Arbeitnehmer,

— die höchstmögliche Belastung sowie die Verteilung der Lasten ,

— etwaige äußere Einwirkungen .

Wenn die tragenden und die sonstigen Teile dieser Arbeitsplätze selbst nicht standsicher sind , ist ihre
Standsicherheit durch geeignete und sichere Befestigungsvorrichtungen zu gewährleisten , um jede
zufällige bzw . ungewollte Ortsveränderung des gesamten bzw . eines Teils des Arbeitsplatzes zu
verhindern .

1.2 . Überprüfung
Standsicherheit und Festigkeit müssen in geeigneter Weise überprüft werden , insbesondere nach einer
etwaigen Veränderung der Höhe bzw . der Tiefe des Arbeitsplatzes.

2 . Energieverteilungsanlagen

2.1 . Die Energieverteilungsanlagen, auf der Baustelle , insbesondere die äußeren Einwirkungen ausgesetzten
Anlagen , müssen regelmäßig überprüft und instandgehalten werden .

2.2 . Die vor Beginn der Arbeiten auf der Baustelle vorhandenen Anlagen müssen identifiziert , überprüft und
klar gekennzeichnet werden .

2.3 . Vorhandene elektrische Freileitungen müssen nach Möglichkeit außerhalb des Baustellengeländes verlegt
oder freigeschaltet werden .

Ist dies nicht möglich , so sind Abschrankungen oder Hinweise anzubringen , damit Fahrzeuge und
Einrichtungen von diesen Leitungen ferngehalten werden .

Geeignete Warneinrichtungen und eine hängende Abschirmung sind vorzusehen , wenn Baustellenfahr­
zeuge die Leitungen unterqueren müssen .

3 . Witterungseinflüsse

Die Arbeitnehmer müssen gegen Witterungseinflüsse , die ihre Sicherheit und ihre Gesundheit beein­
trächtigen können , geschützt werden .

4 . Herabfallen von Gegenständen

Die Arbeitnehmer müssen durch kollektive Schutzmittel gegen das Herabfallen von Gegenständen
geschützt werden , wenn dies technisch möglich ist .

Material und Ausrüstung müssen so angeordnet bzw . gestapelt werden , daß sie nicht verrutschen oder
umstürzen können.

Gegebenenfalls müssen auf der Baustelle überdachte Durchgänge vorgesehen werden , oder der Zugang
zu Gefahrenbereichen muß ausgeschlossen werden .
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5 . Absturz

5.1 . Abstürze müssen durch Vorrichtungen verhindert werden , insbesondere durch solide Geländer , die hoch
genug sind und mindestens aus einer Fußleiste , einem Handlauf und einer Mittelleiste bestehen , oder
durch eine gleichwertige Alternativlösung .

5.2 . Arbeiten an erhöhten Standorten dürfen grundsätzlich nur mit Hilfe geeigneter Einrichtungen oder mit
kollektiven Schutzmitteln wie Geländern , Plattformen oder Auffangnetzen durchgeführt werden .

Ist die Verwendung dieser Einrichtungen aufgrund der Art der Arbeiten ausgeschlossen , so sind geeignete
Zugangsmöglichkeiten vorzusehen und Sicherheitsgeschirr oder andere verankerte Sicherheitssausrü­
stungen zu verwenden .

6 . Gerüste und Leitern (*)

6.1 . Jedes Gerüst muß in sachgerechter Weise so entworfen , gebaut und instandgehalten werden , daß es nicht
einstürzt oder sich plötzlich bewegt.

6.2 . Arbeitsplattformen, Laufstege und Gerüsttreppen müssen so gebaut , bemessen , geschützt und verwendet
werden , daß niemand abstürzt oder von herabfallenden Gegenständen getroffen werden kann .

6.3 . Gerüste müssen von einer sachkundigen Person überprüft werden

a) vor ihrer Inbetriebnahme,

b) danach in regelmäßigen Abständen sowie

c) nach einem Umbau , nach zeitweiliger Nichtbenutzung , nach Unwettern oder Erdbeben oder jedem
anderen Umstand , durch den ihre Haltbarkeit oder Standfestigkeit beeinträchtigt werden könn­
te .

6.4. Leitern müssen eine ausreichende Festigkeit besitzen und ordnungsgemäß instandgehalten werden .

Sie müssen sachgerecht an den entsprechenden Stellen und bestimmungsgemäß verwendet werden .

6.5 . Fahrgerüste müssen gegen unbeabsichtigtes Verfahren gesichert sein .

7 . Hebezeuge (*)

7 . 1 . Hebezeuge und Hebezubehör , einschließlich der wesentlichen Bestandteile , Befestigungen , Verankerun­
gen und Abstützungen , müssen

a ) sachgerecht entworfen und gebaut sein und eine für ihren Verwendungszweck ausreichende
Festigkeit besitzen ;

b) ordnungsgemäß aufgestellt und verwendet werden ;

c) betriebsfähig gehalten werden ;

d) gemäß den geltenden Rechtsvorschriften überprüft und regelmäßigen Prüfungen und Kontrollen
unterzogen werden ;

e) von qualifizierten Arbeitnehmern , die eine angemessene Schulung erhalten haben , bedient wer­
den .

7.2 . Auf Hebezeugen und Hebezubehör muß der Wert für die höchstzulässige Belastung deutlich sichtbar
angegeben sein .

7.3 . Hebezeuge und Hebezubehör dürfen nur bestimmungsgemäß eingesetzt werden .

8 . Fahrzeuge, Erdbaumaschinen und Förderzeuge (*)

8.1 . Alle Fahrzeuge , Erdbaumaschinen und Förderzeuge müssen

a) unter weitestgehender Berücksichtigung ergonomischer Grundsätze sachgerecht entworfen und
gebaut sein ;

b) betriebsfähig gehalten werden ;

c) ordnungsgemäß eingesetzt werden .

(*) Dieser Abschnitt wird in der künftigen Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 89 / 655 / EWG präzisiert, insbesondere zur
Ergänzung von Abschnitt 3 des Anhangs dieser Richtlinie.



26. 8 . 92 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 245 / 21

8.2 . Fahrer und Bediener von Fahrzeugen , Erdbaumaschinen und Förderzeugen müssen besonders geschult
sein .

8.3 . Es müssen Vorkehrungen getroffen werden , um zu verhindern , daß Fahrzeuge , Erdbaumaschinen und
Förderzeuge in Ausschachtungen oder ins Wasser stürzen .

8.4. Gegebenenfalls müssen Erdbaumaschinen und Förderzeuge mit solchen Aufbauten ausgerüstet sein , die
den Fahrer bei einem Umstürzen der Maschine vor dem Erdrücktwerden und die ihn vor herabfallenden
Gegenständen schützen .

9 . Anlagen, Maschinen, Ausrüstungen (*)

9.1 . Anlagen , Maschinen und Ausrüstungen , einschließlich Handwerkszeug mit und ohne Motor , müs­
sen

a ) unter weitestgehender Berücksichtigung ergonomischer Grundsätze sachgerecht entworfen und
gebaut sein ;

b ) betriebsfähig gehalten werden ;

c) ausschließlich für zweckgemäße Arbeiten verwendet werden ;

d ) von angemessen geschulten Arbeitnehmern bedient werden .

9.2 . Anlagen und Geräte unter Druck müssen gemäß den geltenden Rechtsvorschriften überprüft und
regelmäßigen Prüfungen und Kontrollen unterzogen werden.

10 . Ausschachtungen, Brunnenbau, unterirdische Arbeiten, Tunnelbau, Erdarbeiten

10.1 . Bei Ausschachtungen , Brunnenbau , unterirdischen oder Tunnelbauarbeiten müssen geeignete Sicher­
heitsvorkehrungen getroffen werden , die

a ) in einer geeigneten Verschalung bzw . Abschrägung bestehen ;

b ) Gefahren im Zusammenhang mit dem Sturz von Personen , dem Herabfallen von Material oder
Gegenständen oder dem Eindringen von Wasser vermeiden ;

c) eine ausreichende Lüftung an allen Arbeitsplätzen gewährleisten , damit für Atemluft gesorgt ist , die
nicht gefährlich oder gesundheitsschädlich ist ;

d) es ermöglichen , daß sich die Arbeitnehmer im Brandfall oder beim Eindringen von Wasser oder
Material in Sicherheit bringen können.

10.2 . Vor Beginn der Erdarbeiten müssen Messungen durchgeführt werden , um die Gefährdung durch
unterirdisch verlegte Kabel und andere Versorgungsleitungen festzustellen und auf ein Mindestmaß zu
verringern .

10.3 . Die Ausschachtung muß über sichere Wege betreten und verlassen werden können .

10.4 . Aushub , Material und in Bewegung befindliche Fahrzeuge müssen von Ausschachtungen ferngehalten
werden; gegebenenfalls müssen geeignete Abschrankungen angebracht werden .

1 1 . Abbrucharbeiten

Wenn der Abbruch eines Gebäudes oder eines Bauwerks eine Gefährdung bewirken kann,

a ) müssen geeignete Vorsichtsmaßnahmen getroffen und sachgemäße Arbeitsverfahren angewandt
werden ;

b) dürfen die Arbeiten nur unter Aufsicht einer fachkundigen Person geplant und durchgeführt
werden .

12. Stahl- oder Betonkonstruktionen, Schalungen und schwere Fertigbauteile

12.1 . Stahl- oder Betonkonstruktionen sowie Teile hiervon , Schalungen , Fertigbauteile oder vorläufige Träger
sowie Abstützungeri dürfen nur unter Aufsicht einer fachkundigen Person auf- oder abgebaut
werden .

12.2 Zum Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefahren aufgrund fehlender Festigkeit oder vorübergehender
Instabilität eines Bauwerks sind ausreichende Vorsichtsmaßnahmen zu treffen .

(*) Dieser Abschnitt wird in der künftigen Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 89 / 655 / EWG präzisiert , insbesondere zur
Ergänzung von Abschnitt 3 des Anhangs dieser Richdinie .
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12.3 . Schalungen , vorläufige Träger und Abstützungen müssen so entworfen , berechnet , angebracht und
instandgehalten werden , daß sie den möglicherweise auf sie einwirkenden Beanspruchungen sicher
standhalten können .

13 . Spundwände und Senkkästen

13.1 . Spundwände und Senkkästen sind

a ) sachgerecht aus geeignetem, stabilem Material mit hinreichender Festigkeit zu bauen ;

b ) mit einer angemessenen Vorrichtung auszustatten , damit sich die Arbeitnehmer beim Eindringen von
Wasser und Material retten können .

13.2 . Bau , Instellungbringen , Umbau oder Abbau einer Spundwand oder eines Senkkastens dürfen nur unter
Aufsicht einer fachkundigen Person erfolgen .

13.3 . Spundwände und Senkkästen müssen in regelmäßigen Abständen von einer sachkundigen Person
kontrolliert werden .

14 . Dacharbeiten

14.1 . In den Fällen , in denen dies zur Gefahrenvorbeugung erforderlich ist , oder wenn die Dachhöhe oder
Dachneigung die von den Mitgliedstaaten festgelegten Werte überschreiten , müssen kollektive Schutz­
maßnahmen gegen den Absturz von Arbeitnehmern bzw. das Herabfallen von Werkzeugen und sonstigen
Gegenständen sowie von Baustoffen getroffen werden .

14.2 . Wenn die Arbeitnehmer auf Dächern oder sonstigen Flächen aus nicht durchtrittsicherem Material oder
in deren Nähe arbeiten müssen , müssen Vorbeugungsmaßnahmen getroffen werden , um ein versehent­
liches Begehen der nicht durchtrittsicheren Flächen und ein Abstürzen zu verhindern .
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RICHTLINIE 92 / 58 / EWG DES RATES

vom 24. Juni 1992

über Mindestvorschriften für die Sicherheits- und /oder Gesundheitsschutzkennzeichnung am
Arbeitsplatz (Neunte Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/ 391 /

EWG )

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 118a ,

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ), der nach Anhörung des
Beratenden Ausschusses für Sicherheit , Arbeitshygiene und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz ausgearbeitet wurde ,

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Artikel 118a des Vertrages bestimmt , daß der Rat durch
Richtlinien Mindestvorschriften zur Verbesserung insbeson­
dere der Arbeitsumwelt erläßt , um den Schutz der Sicherheit
und Gesundheit der Arbeitnehmer zu gewährleisten .

Nach demselben Artikel sollen diese Richtlinien keine ver­
waltungsmäßigen , finanziellen oder rechtlichen Auflagen
vorschreiben , die der Gründung und Entwicklung von Klein­
und Mittelbetrieben entgegenstehen .

Die Mitteilung der Kommission über ihr Aktionsprogramm
für Sicherheit , Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz ( 4 ) sieht die Überarbeitung und Erweiterung des
Anwendungsbereichs der Richtlinie 77 / 576 / EWG des Rates
vom 25 . Juli 1977 zur Angleichung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Sicherheits­
kennzeichnung am Arbeitsplatz ( s ) vor .

In seiner Entschließung vom 21 . Dezember 1987 über
Sicherheit , Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz ( 6 ) hat der Rat die Absicht der Kommission zur
Kenntnis genommen , ihm binnen kurzem einen Vorschlag
zur Überarbeitung und Erweiterung der obengenannten
Richtlinie vorzulegen .

Aus Gründen der Übersichtlichkeit und Klarheit ist eine
Neufassung der Richtlinie 77 /576 / EWG angezeigt .

Die vorliegende Richtlinie ist eine Einzelrichtlinie im Sinne
von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89 / 391 / EWG des
Rates vom 12 . Juni 1989 über die Durchführung von
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz ( 7 ).
Die Bestimmungen der Richtlinie 89 / 391 / EWG finden
daher in vollem Umfang Anwendung auf die Sicherheits- und
Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz , unbe­
schadet strengerer und / oder spezifischer Bestimmungen in
der vorliegenden Richtlinie .

Die bestehenden Rechtsvorschriften der Gemeinschaft
betreffen im wesentlichen Sicherheitszeichen und die Kenn­
zeichnung von Hindernissen und Gefahrenstellen und sind
somit auf eine beschränkte Anzahl von Kennzeichnungsarten
begrenzt .

Diese Begrenzung hat zur Folge , daß bestimmte Risiken nicht
Gegenstand einer angemessenen Kennzeichnung sind . Des­
halb müssen neue Kennzeichnungsarten eingeführt werden ,
damit Arbeitgeber und Arbeitnehmer Risiken für die Sicher­
heit und / oder Gesundheit am Arbeitsplatz erkennen und
vermeiden können .

Einer Sicherheits- Und / oder Gesundheitsschutzkennzeich­
nung bedarf es , wenn die Risiken nicht durch kollektive
technische Schutzmittel oder durch arbeitsorganisatorische
Maßnahmen , Methoden oder Verfahren vermieden oder
ausreichend begrenzt werden können .

Derzeit bestehen im Bereich der Sicherheits- und/oder
Gesundheitsschutzkennzeichnung erhebliche Unterschiede
zwischen den Mitgliedstaaten , woraus sich Unsicherheits­
faktoren ergeben , die angesichts der Freizügigkeit der Arbeit­
nehmer im Rahmen des Binnenmarktes noch zunehmen
können.

Die Verwendung einer harmonisierten Kennzeichnung am
Arbeitsplatz kann generell dazu beitragen, Risiken aufgrund
sprachlicher und kultureller Unterschiede der Arbeitnehmer
zu begrenzen .

Die vorliegende Richtlinie stellt ein konkretes Element im
Rahmen der Verwirklichung der sozialen Dimension des
Binnenmarktes dar .

Gemäß dem Beschluß 74 / 325 / EWG ( 8 ) wird der Beratende
Ausschuß für Sicherheit , Arbeitshygiene und Gesundheits­
schutz am Arbeitsplatz im Hinblick auf die Ausarbeitung
einschlägiger Vorschläge von der Kommission gehört —

(>) ABl . Nr . C 53 vom 28 . 2 . 1991 , S. 46 , und
ABl . Nr . C 279 vom 26 . 10 . 1991 , S. 13 .

( 2 ) ABl . Nr . C 240 vom 16 . 9 . 1991 , S. 102 , und
ABl . Nr . C 150 vom 15 . 6 . 1992 .

( 3 ) ABl . Nr . C 159 vom 17 . 6 . 1991 , S. 9 .
(«) ABl . Nr . C 28 vom 3 . 2 . 1988 , S. 3 .
( s ) ABl . Nr . L 229 vom 7 . 9 . 1977 , S. 12 . Richtlinie zuletzt geändert

durch die Richtlinie 79 / 640 / EWG der Kommission ( ABl . Nr .
L 183 vom 19 . 7 . 1979 , S. 11 ). ( 7 ) ABl . Nr . L 183 vom 29 . 6 . 1989 , S. 1 .

( 6 ) ABl . Nr . C 28 vom 3 . 2 . 1989 , S. 1 . ( 8 ) ABl . Nr . L 185 vom 9 . 7 . 1974 , S. 15 .
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

g) „Schild" ein Zeichen , das durch Kombination von geo­
metrischer Form , Farbe und Bildzeichen oder Pikto­
gramm eine bestimmte Aussage beinhaltet ; seine Erkenn­
barkeit wird durch eine hinreichend hohe Leuchtdichte
gewährleistet ;

h ) „Zusatzschild" ein Zeichen , das zusammen mit einem
Schild gemäß Buchstabe g) verwendet wird und zusätzli­
che Hinweise liefert ;

i ) „Sicherheitsfarbe" eine Farbe, der eine bestimmte Bedeu­
tung zugeordnet ist ;

j ) „Bildzeichen oder Piktogramm" ein Bild , das eine Situa­
tion beschreibt oder ein bestimmtes Verhalten vor­
schreibt und auf einem Schild oder einer Leuchtfläche
angeordnet ist ;

k) „Leuchtzeichen" ein Zeichen , das von einer Vorrichtung
erzeugt wird , die aus durchsichtigem oder durchschei­
nendem Material besteht , das von innen oder von hinten
durchleuchtet wird und dadurch wie eine Leuchtfläche
erscheint ;

1 ) „Schallzeichen" ein codiertes Schallzeichen , das von einer
spezifischen Vorrichtung ohne Verwendung einer
menschlichen oder synthetischen Stimme ausgesandt und
verbreitet wird ;

m ) „verbale . Kommunikation" eine verbale Mitteilung mit
festgelegtem Wortlaut unter Verwendung einer mensch­
lichen oder synthetischen Stimme ;

n) „Handzeichen" eine codierte Bewegung und /oder Stel­
lung von Armen und/ oder Händen zur Anleitung von
Personen bei Handhabungsvorgängen , die ein Risiko
oder eine Gefahr für Arbeitnehmer darstellen .

Artikel 1

Zweck der Richtlinie

( 1 ) Mit der vorliegenden Richtlinie , der neunten Einzel-
richtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie
89 / 391 / EWG , werden Mindestvorschriften für die Sicher­
heits- und /oder Gesundheitssschutzkennzeichnung am Ar­
beitsplatz festgelegt .

(2 ) Diese Richtlinie betrifft nicht die Gemeinschaftsbe­
stimmungen über das Inverkehrbringen von gefährlichen
Stoffen und Zubereitungen , von Erzeugnissen und /oder von
Ausrüstungen , es sei denn , daß in diesen Gemeinschaftsbe­
stimmungen etwas anderes vorgeschrieben ist .

( 3 ) Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf die
Kennzeichnung zur Regelung des Straßen-, Eisenbahn-,
Binnenschiffs-, See- und Luftverkehrs .

(4 ) Die Richtlinie 89 / 391 /EWG findet in vollem Umfang
Anwendung auf den in Absatz 1 genannten Bereich , unbe­
schadet strengerer und/ oder spezifischer Bestimmungen der
vorliegenden Richtlinie .

ABSCHNITT II

PFLICHTEN DES ARBEITGEBERS

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie gilt als

a ) „Sicherheits- und/ oder Gesundheitsschutzkennzeich­
nung" eine Kennzeichnung , die — bezogen auf einen
bestimmten Gegenstand , eine bestimmte Tätigkeit oder
einen bestimmten Sachverhalt — jeweils mittels eines
Schildes , einer Farbe , eines Leucht- oder Schallzeichens ,
einer verbalen Kommunikation oder eines Handzeichens
eine Aussage oder eine Vorschrift betreffend den Sicher­
heits- und/oder Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz
ermöglicht;

b ) „Verbotszeichen" ein Zeichen , das ein gefährdendes oder
gefahrenträchtiges Verhalten untersagt ;

c) „Warnzeichen" ein Zeichen , das vor einem Risiko oder
einer Gefahr warnt ;

d ) „Gebotszeichen" ein Zeichen , das ein bestimmtes Verhal­
ten vorschreibt;

e) „Erste-Hilfe- oder Rettungszeichen" ein Zeichen mit
Angaben über Notausgänge oder über Erste-Hilfe- oder
Rettungsmittel ;

f) „Hinweiszeichen" ein Zeichen , das andere Hinweise als
die unter den Buchstaben b ) bis e ) genannten Sicherheits­
zeichen liefert ;

Artikel 3

Allgemeine Vorschrift

( 1 ) Der Arbeitgeber hat eine Sicherheits- und/oder
Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz gemäß
der vorliegenden Richtlinie vorzusehen bzw . sich von dem
Vorhandensein einer solchen Kennzeichnung zu vergewis­
sern , wenn die Risiken nicht durch kollektive technische
Schutzmittel oder durch arbeitsorganisatorische Maßnah­
men , Methoden oder Verfahren vermieden oder ausreichend
begrenzt werden können .

Der Arbeitgeber berücksichtigt eine nach Artikel 6 Absatz 3
Buchstabe a) der Richtlinie 89 / 391 / EWG vorgenommene
Beurteilung von Gefahren .

( 2 ) Die auf den Straßen , Eisenbahn-, Binnenschiffs-, See­
und Luftverkehr anwendbare Kennzeichnung ist unbescha­
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det des Anhangs V gegebenenfalls für diese Verkehrsarten
innerhalb von Unternehmen und / oder Betrieben zu verwen­
den.

( 2 ) Unbeschadet des Artikels 12 der Richtlinie 89 / 391 /
EWG müssen die Arbeitnehmer eine angemessene Schulung,
insbesondere in Form präziser Anweisungen hinsichtlich der
Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung am Ar­
beitsplatz , erhalten .

Bei der Schulung nach Unterabsatz 1 wird insbesondere die
Bedeutung der Kennzeichnung behandelt , vor allem bei
Verwendung von Wörtern , sowie das Verhalten allgemein
und in besonderen Fällen .

Artikel 4

Erstmalig verwendete Sicherheits- und/oder
Gesundheitsschutzkennzeichnung

Die ab dem in Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 1 vorgesehe­
nen Datum zum ersten Mal am Arbeitsplatz verwendete
Sicherheits- und /oder Gesundheitsschutzkennzeichnung
muß unbeschadet des Artikels 6 den in den Anhängen I bis IX
enthaltenen Mindestvorschriften entsprechen .

Artikel 8

Anhörung und Beteiligung der Arbeitnehmer

Die Anhörung und Beteiligung der Arbeitnehmer und /oder
ihrer Vertreter zu allen in dieser Richtlinie , einschließlich der
Anhänge I bis IX, behandelten Fragen richtet sich nach
Artikel 11 der Richtlinie 89 / 391 / EWG .

Artikel 5

Bereits verwendete Sicherheits- und /oder
Gesundheitsschutzkennzeichnung

Die bereits vor dem in Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 1
vorgesehenen Datum am Arbeitsplatz verwendete Sicher­
heits- und / oder Gesundheitsschutzkennzeichnung muß un­
beschadet des Artikels 6 den in den Anhängen I bis IX
enthaltenen Mindestvorschriften entsprechen , und zwar
spätestens 18 Monate nach diesem Datum .

ABSCHNITT III

SONSTIGE BESTIMMUNGEN

Artikel 9

Anpassung der Anhänge

Die rein technischen Anpassungen der Anhänge I bis IX unter
Berücksichtigung

— der im Hinblick auf die technische Harmonisierung und
Normung verabschiedeten Richtlinien bezüglich der
Gestaltung und der Herstellung von Mitteln oder Vor­
richtungen zur Sicherheits- und / oder Gesundheitsschutz­
kennzeichnung am Arbeitsplatz

und /oder

— des technischen Fortschritts , der Entwicklung der inter­
nationalen Vorschriften oder Spezifikationen oder des
Wissensstandes im Bereich Sicherheits- und Gesundheits­
schutzkennzeichnung am Arbeitsplatz

erfolgen nach dem Verfahren des Artikels 17 der Richtlinie
89 /39 1 /EWG .

Artikel 6

Befreiungen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten können unter Berücksichtigung
der Art der Tätigkeit und / oder der Größe des Unternehmens
die Unternehmenskategorien festlegen, die die in der vorlie­
genden Richtlinie vorgesehenen Leucht- und / oder Schallzei­
chen insgesamt , teilweise oder zeitweise durch Maßnahmen ,
die das gleiche Sicherheitsniveau gewährleisten , ersetzen
dürfen .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten können nach Anhörung der
Sozialpartner von der Anwendung des Anhangs VIII Num­
mer 2 und /oder des Anhangs IX Nummer 3 abweichen ,
indem sie alternative Maßnahmen vorsehen , die das gleiche
Sicherheitsniveau gewährleisten .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten hören bei Anwendung des
Absatzes 1 Arbeitgeber und Arbeitnehmerorganisationen
nach Maßgabe der innerstaatlichen Rechtsvorschriften und /
oder Gepflogenheiten an .

Artikel 10

( 1 ) Die Richtlinie 77 / 576 / EWG wird mit Wirkung von
dem in Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 1 vorgesehenen
Datum aufgehoben .

In den Fällen des Artikels 5 bleibt sie jedoch noch für einen
Zeitraum von längstens 1 8 Monaten nach diesem Datum in
Kraft .

( 2 ) Verweise auf die aufgehobene Richtlinie sind als
Verweise auf die entsprechenden Bestimmungen der vorlie­
genden Richtlinie zu verstehen .

Artikel 7

Unterrichtung und Schulung der Arbeitnehmer

( 1 ) Unbeschadet des Artikels 10 der Richtlinie 89 / 391 /
EWG werden die Arbeitnehmer und /oder ihre Vertreter
über sämtliche zu ergreifenden Maßnahmen im Hinblick auf
die Sicherheits- und /oder Gesundheitsschutzkennzeichnung
am Arbeitsplatz unterrichtet .
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Die Kommission informiert hierüber das Europäische Parla­
ment , den Rat , den Wirtschafts- und Sozialausschuß und den
Beratenden Ausschuß für Sicherheit , Arbeitshygiene und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz .

( 5 ) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament ,
dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß regelmä­
ßig einen Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie unter
Berücksichtigung der Absätze 1 bis 4 vor .

Artikel 11

Schlußbestimmungen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften , um dieser Richtlinie
spätestens am 24 . Juni 1994 nachzukommen .

Sie setzten die Kommission unverzüglich davon in Kennt­
nis .

( 2 ) Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Ab­
satz 1 erlassen , nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf
diese Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die Ein­
zelheiten der Bezugnahme .

(3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort­
laut der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften mit , die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen haben
oder erlassen werden .

(4 ) Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission alle
fünf Jahre Bericht über die praktische Durchführung dieser
Richtlinie und geben dabei die Standpunkte der Sozialpartner
an .

Artikel 12

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Luxemburg am 24 . Juni 1992 .

Im Namen des Rates

der Präsident

Jose da SILVA PENEDA



»
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ANHANG I

ALLGEMEINE MINDESTVORSCHRIFTEN FÜR DIE SICHERHEITS- UND /ODER
GESUNDHEITSSCHUTZKENNZEICHNUNG AM ARBEITSPLATZ

1 . Vorbemerkungen

1.1 . Ist eine Sicherheits- und / oder Gesundheitsschutzkennzeichnung gemäß der in Artikel 3 genannten
allgemeinen Regel erforderlich , so muß sie den spezifischen Anforderungen der Anhänge II bis IX
entsprechen .

1.2 . Mit dem vorliegenden Anhang werden diese Anforderungen aufgestellt , die einzelnen Verwendungen der
Sicherheits- und /oder Gesundheitsschutzkennzeichnungen beschrieben und die allgemeinen Regeln der
Austauschbarkeit und Kombination dieser Kennzeichnungen festgelegt .

1.3 . Die Sicherheits- und /oder Gesundheitsschutzkennzeichnungen dürfen ausschließlich für die in dieser
Richtlinie festgelegten Mitteilungen oder Informationen verwendet werden .

2 . Art der Kennzeichnung

2.1 . Ständige Kennzeichnung

2.1.1 . Für die ständige Kennzeichnung in Form von Verbots-, Warn- und Gebotszeichen sowie für die
Kennzeichnung und Standorterkennung von Erste-Hilfe- oder Rettungsmitteln sind Schilder zu benut­
zen .

Zur Kennzeichnung und Standorterkennung von Material und Ausrüstungen zur Brandbekämpfung sind
Schilder und / oder Sicherheitsfarben dauerhaft anzubringen .

2.1.2 . Die Kennzeichnung von Behältern und Rohrleitungen erfolgt in der in Anhang III vorgesehenen
Form .

2.1.3 . Die Kennzeichnung bei Gefahr des Anstoßens gegen Hindernisse und bei Absturzgefahr muß dauerhaft in
Form einer Sicherheitsfarbe und / oder von Schildern angebracht werden .

2.1.4 . Die Kennzeichnung von Fahrspuren muß dauerhaft in Form einer Sicherheitsfarbe angebracht
werden .

2.2 . Vorübergehende Kennzeichnung

2.2.1 . Hinweise auf Gefahren und Notrufe an Personen zur Durchführung bestimmter Tätigkeiten wie
beispielsweise Evakuierung von Personen sind vorübergehend und unter Berücksichtigung der Austausch­
barkeit und Kombination gemäß Nummer 3 durch Leucht- oder Schallzeichen und / oder verbale
Kommunikation zu übermitteln .

2.2.2 . Die Anleitung von Personen bei Handhabungsvorgängen , die ein Risiko oder eine Gefahr darstellen , ist
vorübergehend und in Form von Handzeichen und / oder verbaler Kommunikation zu regeln .

3 . Gegenseitige Austauschbarkeit und Kombination

3.1 . Bei gleicher Wirkung ist frei zu wählen

— zwischen einer Sicherheitsfarbe und einem Schild zur Kennzeichnung der Gefahr von Stolpern oder
Absturz ,

— zwischen Leuchtzeichen , Schallzeichen und verbaler Kommunikation ,

— zwischen Handzeichen und verbaler Kommunikation .

3.2 . Bestimmte Kennzeichnungsarten können gemeinsam verwendet wferden , und zwar

— Leuchtzeichen und Schallzeichen ,

— Leuchtzeichen und verbale Kommunikation ,

— Handzeichen und verbale Kommunikation .

4 . Die Hinweise in nachstehender Tabelle gelten für jede Kennzeichnung, die eine Sicherheitsfarbe
enthält .
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Sicherheitsfarbe Bedeutung Hinweise — Angaben

Verbotszeichen Gefährliches Verhalten

Rot

Gefahr — Alarm Halt , Stillstand , Not-Ausschalteeinrichtung
Evakuierung

Material und Ausrüstungen
zur Brandbekämpfung

Kennzeichnung und Standort

Gelb oder
Gelb-Orange

Warnzeichen Achtung, Vorsicht
Überprüfung

Blau Gebotszeichen Besonderes Verhalten oder Tätigkeit — Ver­
pflichtung zum Tragen einer persönlichen Schutz­
ausrüstung

Grün Erste-Hilfe-, Rettungszeichen Türen , Ausgänge , Wege , Betriebsmittel , Statio­
nen , Räume

Gefahrlosigkeit Rückkehr zum Normalzustand

5 . Die Wirksamkeit eines Sicherheitszeichens darf nicht beeinträchtigt werden durch

5.1 . eine andere Kennzeichnung oder Emissionsquelle gleicher Art , die die Sicht- oder Hörbarkeit beeinträch­
tigt . Dabei sollten insbesondere

5.1.1 . die Verwendung einer übermäßigen Zahl von Schildern in unmittelbarer Nähe zueinander vermieden
werden ;

5.1.2 . nicht gleichzeitig zwei verwechselbare Leuchtzeichen verwendet werden ;

5.1.3 . ein Leuchtzeichen nicht in der Nähe einer relativ ähnlichen anderen Lichtquelle verwendet werden ;

5.1.4 . nicht gleichzeitig zwei Schallzeichen eingesetzt werden;

5.1.5 . kein Schallzeichen verwendet werden , wenn der Umgebungslärm zu stark ist ;

5.2 . eine schlechte Gestaltung , eine ungenügende Anzahl , einen schlechten Standort , einen schlechten Zustand
oder eine mangelhafte Funktionsweise der Mittel und Vorrichtungen zur Sicherheitskennzeichnung .

6 . Die Mittel und Vorrichtungen zur Sicherheitskennzeichnung müssen ihrer Art entsprechend regelmäßig
gereinigt, gewartet , überprüft und instand gesetzt sowie bei Bedarf erneuert werden , damit ihre
Eigenmerkmale und / oder ihre Funktionsweise erhalten bleiben .

7 . Die Anzahl und die Anordnung der zu verwendenden Mittel oder Vorrichtungen zur Sicherheitskenn­
zeichnung richten sich nach dem Ausmaß der Risiken oder Gefahren sowie nach dem zu erfassenden
Bereich .

8 . Die Kennzeichnungen , die eine Energiequelle benötigen , müssen für den Fall , daß diese ausfällt , über eine
Notversorgung verfügen , es sei denn , daß bei Unterbrechung der Energiezufuhr kein Risiko mehr ,
besteht .

9 . Ein Leucht- und /oder Schallzeichen fordert zu einer Aktion auf, sobald es ausgelöst wird ; es muß so lange
andauern , wie dies für die Ausführung der Aktion erforderlich ist .

Die Leucht- oder Schallzeichen müssen nach einer Aktion unverzüglich wieder betriebsbereit gemacht
werden .

1 0 . Die Leucht- und Schallzeichen müssen vor ihrer Inbetriebnahme sowie danach in ausreichender Häufigkeit
auf ihre einwandfreie Funktionsweise und ihre tatsächliche Wirksamkeit überprüft werden .

1 1 . Sind die auditiven oder visuellen Möglichkeiten der betroffenen Arbeitnehmer — auch durch das Tragen
von persönlicher Schutzausrüstung — eingeschränkt, so sind geeignete zusätzliche oder alternative
Maßnahmen zu ergreifen .

12 . Orte , Räume oder umschlossene Bereiche , die für die Lagerung erheblicher Mengen gefährlicher
Stoffe oder Zubereitungen verwendet werden , sind mit einem geeigneten Warnzeichen aus Anhang II ,
Nummer 3.2 , zu versehen oder nach Maßgabe von Anhang III , Nummer 1 , zu kennzeichnen , sofern die
einzelnen Verpackungen oder Behälter nicht bereits mit einer ausreichenden Kennzeichnung versehen
sind .
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ANHANG II

MINDESTVORSCHRIFTEN FÜR SICHERHEITSZEICHEN

1 . Eigenmerkmale

1.1 . Form und Farbe der Zeichen sind — in Abhängigkeit vom jeweiligen Zweck ( Verbotszeichen , Warnzeichen ,
Gebotszeichen , Erste-Hilfe- oder Rettungszeichen und Hinweiszeichen auf Material oder Ausrüstungen zur
Brandbekämpfung) — in Absatz 3 definiert .

1 .2 . Piktogramme müssen möglichst leicht verständlich sein ; für das Verständnis nicht erforderliche Details sind
wegzulassen .

1.3 . Die verwendeten Piktogramme können leicht variieren oder detaillierter sein als die Darstellungen unter
Nummer 3 , vorausgesetzt , daß die Bedeutung nicht verändert wird und keine Unterschiede und
Anpassungen die Bedeutung unverständlich machen .

1.4 . Die Zeichen sind aus gegen Schlag und Umgebungsbedingungen möglichst widerstandsfähigem und
witterungsbeständigem Material herzustellen .

1.5 . Abmessungen sowie kolorimetrische und photometrische Eigenschaften der Zeichen müssen eine gute
Erkennbarkeit und Verständlichkeit gewährleisten .

2 . Anwendungsvorschriften

2.1 . Die Zeichen sind grundsätzlich in einer angemessenen Höhe und in einer in bezug auf den Blickwinkel
angemessenen Stellung — gegebenenfalls unter Berücksichtigung von Hindernissen — an einem ausreichend
beleuchteten und leicht zugänglichen und erkennbaren Standort entweder am Zugang zu einem Bereich mit
allgemeiner Gefährdung oder aber in unmittelbarer Nähe einer bestimmten Gefährdung oder eines
anzuzeigenden Gegenstandes anzubringen .

Unbeschadet der Bestimmungen der Richtlinie 89 / 654 / EWG sind im Fall von unzureichendem natürlichem
Licht phosphoreszierende Farben , reflektierende Materialien oder eine künstliche Beleuchtung einzuset­
zen .

2.2 . Besteht die entsprechende Situation nicht mehr , muß das Zeichen entfernt werden .

3 . Zu verwendende Zeichen

3.1 . Verbotszeichen

— Eigenmerkmale :

— Form : rund ,
— schwarzes Piktogramm auf weißem Grund, Rand und Querbalken (von links nach rechts in einem

Neigungswinkel von 45° zur Horizontalen ) rot (die Sicherheitsfarbe Rot muß mindestens 35 % der
Oberfläche des Zeichens ausmachen).

Rauchen verboten Für Fußgänger verbotenFeuer , offenes Licht
und Rauchen verboten
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Verbot , mit Wasser zu löschen Kein Trinkwasser Zutritt für Unbefugte verboten

Für Flurförderzeuge verboten Berühren verboten

3.2 . 'Warnzeichen

— Eigenmerkmale :

— Form: dreieckig ,
— schwarzes Piktogramm auf gelbem Grund, schwarzer Rand ( die Sicherheitsfarbe Gelb muß

mindestens 50% der Oberfläche des Zeichens ausmachen ).

Warnung vor
feuergefährlichen Stoffen

oder hoher Temperatur (')

Warnung vor
explosionsgefährlichen Stoffen

Warnung vor
giftigen Stoffen

Warnung vor
ätzenden Stoffen

Warnung vor
radioaktiven Stoffen

Warnung vor
schwebender Last

{') Bei Fehlen eines besonderen Zeichens für hohe Temperatur .
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Warnung vor
Flurförderzeugen

Warnung vor
einer allgemeinen Gefahr

Warnung vor
gefährlicher elektrischer

Spannung

Warnung vor Laserstrahl Warnung vor
brandfördernden Stoffen

Warnung vor
nichtionisierender Strahlung

Warnung vor
starkem magnetischem Feld

Warnung vor
Stolpergefahr

Warnung vor
Absturzgefahr

Warnung vor KälteWarnung vor
Biogefährdung

Warnung vor
schädlichen oder

irritierenden Stoffen

3.3 . Gebotszeichen

— Eigenmerkmale :
Form : rund ,
weißes Piktogramm auf blauem Grund (die Sicherheitsfarbe Blau muß mindestens 50% der
Oberfläche des Zeichens ausmachen );

(*) Piktogramm vorgesehen durch die Richtlinie 90 / 679 / EWG des Rates vom 26 . November 1990 über den Schutz der
Arbeitnehmer vor den Gefahren durch die Exposition gegenüber biologischen Arbeitsstoffen bei der Arbeit (Siebte
Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89 / 391 / EWG ) (ABl . Nr . L 374 vom 31 . 12 . 1990 ,
S. 1 ).

( * * ) Der Grund dieses Schildes darf ausnahmsweise orangefarbig sein , falls diese Farbe zur Unterscheidung von einem ähnlichen
im Straßenverkehr verwendeten Schild gerechtfertigt ist .
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Augenschutz tragen Schutzhelm tragen Gehörschutz tragen

Atemschutz tragen Schutzschuhe tragen Schutzhandschuhe tragen

Schutzkleidung tragen Gesichtsschutzschild tragen Auffanggurt anlegen

Gebot für Fußgänger Allgemeine^ Gebot
( gegebenenfalls mit Zusatzzeichen )

3.4 . Rettungszeichen

— Eigenmerkmale :

— Form : rechteckig oder quadratisch ,
— weißes Piktogramm auf grünem Grund ( die Sicherheitsfarbe Grün muß mindestens 50% der

Oberfläche des Zeichens ausmachen );

Rettungsweg — Notausgang
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Richtungsanzeige
( zusätzlich zu den untenstehenden Zeichen zu verwenden )

Erste Hilfe Krankentrage Notdusche Augenspüleinrichtung

Notruftelefon

3.5 . Hinweisschilder für Material zur Brandbekämpfung

— Eigenmerkmale :

— Form : rechteckig oder quadratisch ,
— weißes Piktogramm auf rotem Grund ( die Sicherheitsfarbe Rot muß mindestens 50% der

Oberfläche des Zeichens ausmachen).

Hinweis auf eine LeiterHinweis auf einen
Feuerwehrschlauch

Hinweis auf ein
Feuerlöschgerät

Brandmeldungs­
telefon

Richtungsanzeige
( zusätzlich zu den obenstehenden Zeichen zu verwenden )
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ANHANG III

MINDESTVORSCHRIFTEN FÜR DIE KENNZEICHNUNG VON BEHALTERN UND
ROHRLEITUNGEN

1 . Behälter , die bei der Arbeit mit gefährlichen Stoffen oder Zubereitungen gemäß den Richtlinien 67 /
548 / EWG ( 1 ) und 88 / 379 /EWG ( 2 ) verwendet werden , und Behälter , die für die Lagerung dieser
gefährlichen Stoffe oder Zubereitungen verwendet werden , sowie die sichtbar verlegten Rohrleitungen , die
solche gefährlichen Stoffe oder Zubereitungen enthalten bzw . transportieren , müssen mit einer in diesen
Richtlinien vorgesehenen Kennzeichnung (Piktogramm oder Symbol auf farbigem Grund ) versehen sein .

Der erste Unterabsatz gilt weder für Behälter , die bei der Arbeit nur während eines kurzen Zeitraums
verwendet werden , noch für Behälter , deren Inhalt oft wechselt , vorausgesetzt , daß angemessene alternative
Maßnahmen getroffen werden , insbesondere Informations- und / oder Ausbildungsmaßnahmen , die dasselbe
Ausmaß an Schutz gewährleisten .

Die Kennzeichnung nach dem ersten Unterabsatz kann

— durch Warnzeichen nach Anhang II ersetzt werden, wobei dasselbe Piktogramm oder Symbol zu
verwenden ist ,

— durch zusätzliche Informationen , wie zum Beispiel den Namen und/ oder die Formel des gefährlichen
Stoffes oder der gefährlichen Zubereitung, sowie durch Einzelheiten über deren Gefährlichkeit ergänzt
werden ,

— für den Transport von Behältern am Arbeitsplatz durch Zeichen ergänzt oder ersetzt werden , die für den
Transport gefährlicher Stoffe oder Zubereitungen in der Gemeinschaft verwendet werden .

2 . Diese Kennzeichnung ist wie folgt anzubringen :

— an der (den) sichtbaren Seite(n ),

— als Schild , Aufkleber oder aufgemalte Kennzeichnung.

3 . Die in Anhang II , Nummer 1.4 , vorgesehenen Eigenmerkmale sowie die in Anhang II , Nummer 2 ,
vorgesehenen Verwendungsbedingungen für Sicherheitszeichen gelten entsprechend auch für die Kennzeich­
nung nach der vorstehenden Nummer 1 .

4 . Die Kennzeichnung auf Rohrleitungen muß unbeschadet der Nummern 1 , 2 und 3 sichtbar in unmittelbarer
Nähe der gefahrenträchtigsten Stellen wie Schieber und Anschlußstellen und in ausreichender Häufigkeit
angebracht werden .

5 . Orte , Räume oder umschlossene Bereiche , die für die Lagerung erheblicher Mengen gefährlicher Stoffe oder
Zubereitungen verwendet werden , sind mit einem geeigneten Warnzeichen aus Anhang II , Nummer 3.2 , zu
versehen oder nach Maßgabe von Anhang III , Nummer 1 , zu kennzeichnen , sofern die einzelnen Verpak­
kungen oder Behälter nicht bereits mit einer ausreichenden Kennzeichnung versehen sind , wobei Anhang II ,
Nummer 1.5 , betreffend die Abmessungen zu berücksichtigen ist .

Die Lagerung bestimmter gefährlicher Stoffe oder Zubereitungen kann mit dem Warnzeichen „Warnung vor
einer allgemeinen Gefahr" angezeigt werden .

Die genannten Schilder oder Kennzeichnungen müssen entweder in unmittelbarer Nähe des Lageortes oder auf
der Tür zum Lagerraum angebracht werden .

(') ABl . Nr. 196 vom 16 . 8 . 1967, S. 1 .
(*) ABl . Nr. L 187 vom 16 . 7 . 1988 , S. 14 .
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ANHANG IV

MINDESTVORSCHRIFTEN ZUR KENNZEICHNUNG UND STANDORTERKENNUNG VON
AUSRÜSTUNGEN ZUR BRANDBEKÄMPFUNG

1 . Vorbemerkungen

Der vorliegende Anhang findet Anwendung auf Ausrüstungen , die ausschließlich zur Brandbekämpfung
bestimmt sind .

2 . Ausrüstungen zur Brandbekämpfung sind durch die Farbgestaltung der Ausrüstungen und einen Hinweis auf
den Standort und / oder die Farbgestaltung des Standortes oder des Zugangs zu den Standorten zu
kennzeichnen .

3 . Die Kennzeichnungsfarbe dieser Ausrüstungen ist rot .

Die rote Oberfläche muß deutlich erkennbar sein .

4 . Die in Anhang II , Nummer 3.5 , vorgesehenen Zeichen sind je nach Standort dieser Ausrüstungen zu
verwenden .
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ANHANG V

MINDESTVORSCHRIFTEN FÜR DIE KENNZEICHNUNG VON HINDERNISSEN UND GEFAHREN­
STELLEN SOWIE ZUR MARKIERUNG VON FAHRSPUREN

1 . Kennzeichnung von Hindernissen und Gefahrenstellen

1.1 . Das Risiko eines Anstoßens an Hindernisse , von fallenden Gegenständen und Stürzen ist innerhalb bebauter
Bereiche eines Unternehmens , zu denen der Arbeitnehmer im Rahmen seiner Arbeit Zugang hat, durch
abwechselnd schwarze und gelbe oder durch abwechselnd rote und weiße Streifen zu kennzeichnen .

1.2 . Die Abmessungen dieser Kennzeichnung richten sich nach den Abmessungen des Hindernisses oder der
Gefahrenstelle .

1.3 . Die Streifen sind in einem Neigungswinkel von etwa 45° anzuordnen und müssen in etwa gleiche
Abmessungen aufweisen .

1.4 . Muster :

2 . Markierung von Fahrspuren

2.1 . Wenn die Verwendung und die Ausrüstung der Räumlichkeiten dies im Interesse des Schutzes der
Arbeitnehmer erfordern , sind die Fahrspuren durch durchlaufende Streifen in einer gut sichtbaren Farbe —
vorzugsweise weiß oder gelb — in Abhängigkeit von der Farbe der Bodenfläche deutlich zu kennzeich­
nen .

2.2 . Bei der Anordnung der Streifen ist ein entsprechender Sicherheitsabstand zwischen den die Fahrspuren
benutzenden Fahrzeugen und den in der jeweiligen Umgebung befindlichen Gegenständen sowie zwischen
den Fußgängern und den Fahrzeugen einzuhalten .

2.3 . Dauerhaft genutzte Fahrwege außerhalb der bebauten Bereiche müßten , soweit erforderlich , ebenfalls
gekennzeichnet werden , es sei denn , daß sie mit geeigneten Absperrungen oder einem geeigneten Plattenbelag
versehen sind .
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ANHANG VI

MINDESTVORSCHRIFTEN FÜR LEUCHTZEICHEN

1 . Eigenmerkmale

1.1 . Das von einem Leuchtzeichen erzeugte Licht muß je nach den vorgesehenen Benutzungsbedingungen deutlich
mit seiner Umgebung kontrastieren . Das Leuchtzeichen darfweder durch zu grelles Licht blenden noch durch
zu schwaches Licht die Sichtbarkeit beeinträchtigen .

1.2 . Die abstrahlende Oberfläche des Leuchtzeichens ist entweder einfarbig oder trägt ein Piktogramm auf einem
bestimmten Hintergrund .

1 . 3 . Bei einfarbigen Zeichen muß die Farbe der in Anhang I , Nummer 4 , angegebenen Tabelle zur Bedeutung der
Sicherheitsfarben entsprechen .

1.4. Beinhaltet das Zeichen ein Piktogramm , so muß dieses allen einschlägigen Bestimmungen in Anhang II
entsprechen .

-2 . Besondere Anwendungsregeln

2.1 . Kann eine Vorrichtung sowohl ein kontinuierliches als auch ein intermittierendes Zeichen aussenden , so wird
das intermittierende Zeichen im Gegensatz zu dem kontinuierlichen Zeichen benutzt , um eine höhere
Gefahrenstufe oder einen dringenderen Bedarf zur Durchführung des gewünschten oder vorgeschriebenen
Einsatzes oder der gewünschten oder vorgeschriebenen Aktion anzuzeigen .

Die Dauer jedes einzelnen Leuchtsignals sowie die Frequenz der Signale eines intermittierenden Leuchtzei­
chens müssen so beschaffen sein , daß
— die Mitteilung klar verständlich ist und
— eine Verwechslung zwischen verschiedenen Leuchtzeichen oder mit einem kontinuierlichen Leuchtzei­

chen ausgeschlossen ist .

2.2 . Wird ein intermittierendes Leuchtzeichen anstelle eines Schallzeichens oder zusätzlich eingesetzt , so muß der
Zeichencode identisch sein .

2.3 . Vorrichtungen zur Anzeige einer schwerwiegenden Gefahr durch ein Leuchtzeichen müssen besonders
gewartet oder mit einer Ersatzlampe ausgestattet werden .

ANHANG VII

MINDESTVORSCHRIFTEN FÜR SCHALLZEICHEN

1 . Eigenmerkmale

1.1 . Das Schallzeichen muß

a ) mit seinem Lautstärkepegel deutlich über dem Umgebungslärm liegen , um gut vernehmbar zu sein , darf
jedoch nicht übertrieben laut oder schmerzhaft sein ;

b) durch Impulsdauer und Abstände zwischen Impulsen bzw . Impulsgruppen gut erkennbar und deutlich
abgesetzt von anderen Schallzeichen oder sonstigen Umgebungsgeräuschen sein .

1.2 . Kann eine Vorrichtung sowohl eine veränderliche als auch eine stabile Frequenz aussenden , so wird die
veränderliche Frequenz im Gegensatz zur stabilen Frequenz benutzt , um eine höhere Gefahrenstufe oder
einen dringenderen Bedarf zur Durchführung des gewünschten oder vorgeschriebenen Einsatzes oder der
gewünschten oder vorgeschriebenen Aktion anzuzeigen .

2 . Zu verwendender Code

Der Ton eines Evakuierungszeichens muß kontinuierlich sein .
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ANHANG VIII

MINDESTVORSCHRIFTEN FÜR DIE VERBALE KOMMUNIKATION

1 . Eigenmerkmale

1.1 . Eine verbale Kommunikation entsteht zwischen einem Sprecher oder Sender und einem oder mehreren
Hörern durch kurze Texte , Sätze , Wortgruppen und /oder isolierte , gegebenenfalls codierte Wörter .

1.2 . Die verbalen Mitteilungen sind so kurz , einfach und klar wie möglich ; die verbalen Fähigkeiten des Sprechers
sowie die auditiven Fähigkeiten des oder der Hörer müssen eine einwandfreie verbale Kommunikation
gewährleisten .

1.3 . Die verbale Kommunikation ist direkt ( Einsatz der menschlichen Stimme ) oder indirekt ( menschliche oder
künstliche Stimme, Übermittlung durch verfügbare Mittel ).

2 . Besondere Anwendungsregeln

2.1 . Die betroffenen Personen müssen die verwendete Sprache beherrschen , um die verbale Mitteilung
einwandfrei ausdrücken und verstehen und sich im Hinblick auf Gesundheitsschutz und /oder Sicherheit
aufgrund einer solchen Mitteilung entsprechend verhalten zu können .

2.2 . Wird die verbale Kommunikation anstatt oder ergänzend zu den Handzeichen verwendet , sind Codewörter
zu verwenden , wie zum Beispiel :

— Beginn Anzeige der Übernahme des Kommandos
— Stop Unterbrechung oder Ende einer Bewegung
— Ende Ende eines Arbeitsablaufs

— Hoch Anheben einer Last

— Herunter Absenken einer Last

— Vorwärts

Rückwärts Der Sinn dieser Bewegungen ist gegebenenfalls durch entsprechende Hand­
Rechts f zeichen zu verdeutlichen

— Links

— Gefahr Notstop / -Unterbrechung
— Schnell Beschleunigung einer Bewegung aus Sicherheitsgründen
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ANHANG IX

MINDESTVORSCHRIFTEN FÜR HANDZEICHEN

1 . Merkmale

Handzeichen müssen genau , einfach , aussagekräftig, leicht durchführbar und verständlich sowie deutlich
voneinander abgegrenzt sein .

Der gleichzeitige Einsatz beider Arme darf nur zur Ausführung gleicher / symmetrischer Bewegungen und zur
Erteilung eines einzigen Handzeichens erfolgen .

Handzeichen dürfen , unter Beachtung der genannten Merkmale , leicht variieren oder detaillierter als die
Darstellungen unter Nummer 3 sein , sofern ihre Bedeutung und Verständlichkeit zumindest gleichwertig
sind .

2 . Besondere Anwendungsregeln

2.1 . Die das Zeichen erteilende Person ( im folgenden „Zeichengeber" genannt ) erteilt mit Hilfe von Handzeichen
dem Empfänger ( im folgenden „Bediener" genannt ) Anweisungen für bestimmte Arbeitsvorgänge .

2.2 . Der Zeichengeber muß den gesamten Ablauf der Arbeitsvorgänge beobachten können, ohne durch die
Arbeitsvorgänge gefährdet zu sein .

2.3 . Der Zeichengeber hat sich ausschließlich der Steuerung der Arbeitsvorgänge und der Sicherheit der in der
Nähe befindlichen Arbeitnehmer zu widmen .

2.4 Sind die Bedingungen gemäß Nummer 2.2 nicht erfüllt , so sind ein oder mehrere zusätzliche Zeichengeber
einzusetzen .

2.5 . Der Bediener muß die Ausführung des Arbeitsvorgangs unterbrechen und neue Anweisungen anfordern ,
wenn er bei der Ausführung der erhaltenen Anweisungen nicht die erforderliche Sicherheit gewährleisten
kann .

2.6 . Zubehör für Handzeichen

Der Zeichengeber muß für den Bediener leicht erkennbar sein .

Der Zeichengeber hat ein oder mehrere geeignete Erkennungszeichen zu tragen , z . B. Jacke , Helm,
Manschetten , Armbinden , Signalkellen .

Die Erkennungszeichen sind von einer auffallenden Farbe und vorzugsweise einheitlich zu gestalten und
müssen dem Zeichengeber vorbehalten sein .

3 . Zu verwendende codierte Handzeichen

Vorbemerkung

Sämtliche nachstehend angegebenen Handzeichen gelten unbeschadet der Verwendung anderer Codes , die
auf Gemeinschaftsebene insbesondere für bestimmte Tätigkeitkeitsbereiche anwendbar sind und dieselben
Tätigkeiten bezeichnen .
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Bedeutung Beschreibung Darstellung

A. Allgemeine Handzeichen

BEGINN

Achtung
Hinweis auf nachfolgende
Handzeichen

Arme seitwärts waagerecht ausgestreckt ,
die Handflächen nach vorne gekehrt

Rechter Arm nach oben , die Handfläche
der rechten Hand nach vorne gekehrt

HALT

Unterbrechung
Beenden eines Bewegungs­
ablaufs

Die Hände in Brusthöhe verschränktENDE

eines Bewegungsablaufs

B. Vertikale Bewegungen

AUF Rechter Arm nach oben , Handfläche der
rechten Hand nach vorne gekehrt , be­
schreibt langsam einen Kreis

\/.

AB Rechter Arm nach unten , Handfläche der
rechten Hand nach innen gekehrt , be­
schreibt langsam einen Kreis

/j

VERTIKALER ABSTAND Die Hände zeigen den Abstand an 4
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Bedeutung Beschreibung Darstellung

C. Horizontale Bewegungen

VORWÄRTS Arme angewinkelt ; Handflächen nach
innen gekehrt ; die Unterarme machen lang­
same Bewegungen zum Körper hin

I

RÜCKWÄRTS Arme angewinkelt , Handflächen nach
außen gekehrt , die Unterarme machen
langsame Bewegungen vom Körper fort 0

RECHTS

vom Zeichengeber aus
gesehen

Rechter Arm mehr oder weniger waage­
recht ausgestreckt, die Handfläche der
rechten Hand nach unten , kleine Bewegun­
gen in die gezeigte Richtung "TB

LINKS

vom Zeichengeber aus
gesehen

Linker Arm mehr oder weniger waagerecht
ausgestreckt , die Handfläche der linken
Hand nach unten , kleine Bewegungen in die
gezeigte Richtung tfr

HORIZONTALER
ABSTAND

Die Hände zeigen den Abstand an

&
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Bedeutung Beschreibung Darstellung

D. Gefahren

GEFAHR

Nothalt

Beide Arme nach oben , die Handflächen
nach vorne gekehrt

Y

SCHNELLE
BEWEGUNG

Codierte Handzeichen für Bewegungen ,
schnell ausgeführt

LANGSAME
BEWEGUNG

Codierte Handzeichen für Bewegungen ,
betont langsam ausgeführt
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BESCHLUSS DES RATES

vom 24. Juni 1992

über die Veranstaltung des Europäischen Jahres der älteren Menschen und der Solidargemeinschaft
der Generationen ( 1993 )

( 92 /440 /EWG )

und den Vertretern der älteren Menschen stattfindenden
Abstimmungen und Konsultationen über die die älteren
Menschen betreffenden Maßnahmen stellen einen wichtigen
Faktor für die Entwicklung der Solidarität in der Gemein­
schaft dar .

Die auf Gemeinschaftsebene durchzuführenden Aktionen
dienen dem Ziel , die in den Mitgliedstaaten auf verschiede­
nen Ebenen unternommenen Aktionen unterschiedlicher Art
bekannt zu machen und zu ergänzen.

Zur Durchführung dieses Beschlusses wird ein Betrag von
6,9 Millionen ECU für notwendig erachtet . Der für das
Haushaltsjahr 1992 im Rahmen der derzeitigen finanziellen
Vorausschau für notwendig erachtete Betrag beläuft sich auf
4,339 Millionen ECU .

Die zur Finanzierung dieses Beschlusses für die Zeit nach dem
Haushaltsjahr 1992 zu bindenden Beträge müssen sich in den
geltenden Finanzrahmen der Gemeinschaft einfügen .

Für die Annahme dieses Beschlusses sind im Vertrag lediglich
in Artikel 235 Befugnisse vorgesehen —

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 235 ,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die ständige Verbesserung der Lebens- und Beschäftigungs­
bedingungen sowie die harmonische Entwicklung des Wirt­
schaftslebens zählen zu den Zielen der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft .

Das Europäische Parlament hat die Entschließung vom 18 .
Februar 1982 zu der Stellung und den Problemen älterer
Menschen in der Europäischen Gemeinschaft ( 4 ), die Ent­
schließung vom 10 . März 1986 über die Hilfen für ältere
Menschen ( s ) und die Entschließung vom 14 . Mai 1986 zu
einer Gemeinschaftsaktion zur Verbesserung der Stellung der
älteren Menschen ( 6 ) angenommen .

In der letztgenannten Entschließung vom 14 . Mai 1986 hat
das Europäische Parlament die Proklamation eines Europäi­
schen Jahres der älteren Menschen gefordert .

Der Rat hat am 26 . November 1990 den Beschluß 91 /
49 / EWG ( 7 ) über gemeinschaftliche Aktionen zugunsten
älterer Menschen angenommen , in dem das Jahr 1993 zum
„Europäischen Jahr der älteren Menschen und der Solidar­
gemeinschaft der Generationen" erklärt wird .

Die gegenwärtige Bevölkerungsentwicklung ist durch eine
wachsende Zahl älterer Menschen gekennzeichnet , was
erhebliche wirtschaftliche und soziale Auswirkungen , insbe­
sondere für den Arbeitsmarkt, die soziale Sicherheit und die
öffentlichen Sozialausgaben , hat .

Der Informationsaustausch , die Weitergabe von Erfahrun­
gen sowie die zwischen der Kommission , den Mitgliedstaaten

BESCHLIESST :

Artikel 1

Ziele — Aktionen — aufeinander abgestimmte Aktionen

( 1 ) Ziel des Europäischen Jahres der älteren Menschen
und der Solidargemeinschaft der Generationen ( im folgenden
„Europäisches Jahr" genannt ) ist es ,

a ) die soziale Dimension der Gemeinschaft herauszustel­
len ;

b ) die Gesellschaft für die Situation der älteren Menschen ,
für die sich aus der derzeitigen und der absehbaren
Bevölkerungsentwicklung ergebenden Aufgaben und für
die mit der Überalterung der Bevölkerung verbundenen
Folgen für die Gemeinschaftspolitiken insgesamt zu
sensibilisieren ;

c ) Überlegungen und Diskussionen darüber zu fördern ,
welche Arten von Veränderung angesichts dieser Situa­
tion und infolge dieser Entwicklung erforderlich wer­
den ;(>) ABl . Nr. C 25 vom 1 . 2 . 1992 , S. .

( 2 ) ABl . Nr. C 176 vom 13 . 7 . 1992 .
( 3 ) ABl . Nr . C 169 vom 6 . 7 . 1992 , S. 49 .
(<) ABl . Nr . C 66 vom 15 . 3 . 1982 , S. 71 .

d) den Grundsatz der Solidarität zwischen den Generatio­
nen zu fördern;

e ) die älteren Menschen besser in den Prozeß der europäi­
schen Integration einzubeziehen .

I s ) ABl . Nr . C 88 vom 14 . 4 . 1986 , S. 17 .
( 6 ) ABl . Nr . C 148 vom 16 . 6 . 1986 , S. 61
( 7 ) ABl . Nr . L 28 vom 2 . 2 . 1991 , S. 29 .
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— Durchführung von Veranstaltungen auf einzel­
staatlicher Ebene .

Es kann ein Zuschuß bis zur Höhe von 30 v . H. der
durch diese Maßnahmen verursachten Kosten
bewilligt werden .

iv ) Durchführung der Eröffnungs- und der Abschluß­
konferenz zum Europäischen Jahr auf Gemein­
schaftsebene

Durchführung sonstiger Veranstaltungen auf Ge­
meinschaftsebene , auch zum Thema eines schritt­
weisen Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhe­
stand , insbesondere auf der Grundlage des Berichts
der Kommission über die Durchführung der Emp­
fehlung 82 / 857 / EWG des Rates vom 10 . Dezem­
ber 1982 zu den Grundsätzen für ein gemeinsames
Vorgehen betreffend die Altersgrenze (*).

c) Vollständig aus dem Gemeinschaftshaushalt zu finanzie­
rende Maßnahmen

i ) Preise und Wettbewerbe auf Gemeinschaftsebene

Es sollen Preise im Rahmen von Wettbewerben
vergeben werden , deren Themen von der Kommis­
sion in Absprache mit dem in Artikel 5 genannten
Beratenden Ausschuß festzulegen sind .

ii ) Informations- und Werbekampagnen auf Gemein­
schaftsebene

In den Medien sämtlicher Mitgliedstaaten .

iii ) Informationsveröffentlichung auf Gemeinschafts­
ebene, einschließlich der Berichte über folgende
Themen :

a ) die Wirtschafts- und Sozialpolitiken und die
älteren Menschen ,

b ) die soziale Integration älterer Menschen in
Europa ,

c ) „Eurobarometer"-Untersuchung über ältere
Menschen ,

d ) ein soziales Porträt der europäischen Senio­
ren ,

e ) „Soziales Europa" (Sonderausgabe über ältere
Menschen).

iv ) Netz von Pilotprojekten öffentlicher und/ oder pri­
vater Einrichtungen zur Förderung neuer Ansätze
sowohl hinsichtlich der Nutzung des Potentials
älterer Menschen als auch hinsichtlich der Förde­
rung ihres Beitrags sowie zur Betreuung abhängiger
älterer Menschen .

( 3 ) Die Gemeinschaft , die Mitgliedstaaten — gebenen­
falls einschließlich regionaler und lokaler Stellen — , die
Sozialpartner und die nichtstaatlichen Organisationen , die
ältere Menschen vertreten bzw . betreuen , führen aufeinan­
der abgestimmte Aktionen zum Europäischen Jahr durch .

(2 ) Folgende Aktionen sind für das Europäische Jahr
vorgesehen :

a ) Aktionen ohne finanzielle Auswirkungen auf den
Gemeinschaftshaushalt

Freiwillige, von öffentlichen oder privaten Veranstaltern
durchzuführende Aktionen :

— Verwendung des Gemeinschafts-Logos und des Slo­
gans des Europäischen Jahres bei Sensibilisierungs­
kampagnen und bei Veranstaltungen ,

— Verbreitung von Informationen über das Europäi­
sche Jahr in den Medien .

b ) Vom Gemeinschaftshaushalt mitfinanzierte Aktionen

i ) Gemeinsam mit den Mitgliedstaaten veranstaltete
Konferenzen , die auf die Verwirklichung der Ziele
des Europäischen Jahres abstellen .

Es kann ein Zuschuß bis zur Höhe von 30 v . H. der
durch diese Maßnahmen verursachten Kosten
bewilligt werden .

ii ) Durchführung von Informations- und Austauschak­
tionen zwischen Organisationen aus verschiedenen
Mitgliedstaaten mit dem Ziel ,

a ) die Fähigkeit der älteren Menschen , ein unab­
hängiges Leben zu führen , zu fördern ;

b ) den Gesundheitsproblemen der älteren Men­
schen gerecht zu werden ;

c) den positiven Beitrag der älteren Menschen und
die Solidarität zwischen den Generationen auf­
zuwerten;

d) die aktive Beteiligung älterer Menschen am
gesellschaftlichen Leben zu fördern ;

e ) den Dialog und das gegenseitige Verständnis in
der Gemeinschaft zu entwickeln , um der Her­
ausforderung des Alterns besser entgegentreten
zu können .

Es kann ein Zuschuß bis zur Höhe von 60 v . H. der
durch diese Maßnahmen verursachten Kosten
bewilligt werden.

iii ) Sensibilisierungs- und Informationsaktionen auf
einzelstaatlicher Ebene

Mit der Zielsetzung des Europäischen Jahres im
Einklang stehende Aktionen , deren Themen von
dem betreffenden Mitgliedstaat und der Kommis­
sion in Absprache mit dem in Artikel 5 genannten
Beratenden Ausschuß festzulegen sind, darunter :
— Preise und Wettbewerbe auf einzelstaatlicher

Ebene,

— Informations- und Werbekampagnen auf einzel­
staatlicher Ebene,

— Informationsveröffentlichung auf einzelstaatli­
cher Ebene, (!) ABl . Nr . L 357 vom 18 . 12 . 1982 , S. 27 .
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Artikel 2

Nationaler Koordinierungsausschuß

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat trägt für die Einsetzung eines
nationalen Koordinierungsausschusses Sorge , dessen Aufga­
be es ist , die Teilnahme des jeweiligen Mitgliedstaats —
gegebenenfalls einschließlich regionaler und lokaler Stellen
— am Europäischen Jahr zu organisieren .

( 2) Dieser Ausschuß vertritt sämtliche Belange der älteren
Menschen , insbesondere auf der Ebene der Sozialpartner
sowie der wichtigsten nichtstaatlichen Organisationen, die
ältere Menschen vertreten bzw. betreuen .

die der Vorsitzende unter Berücksichtigung der Dringlichkeit
der betreffenden Frage festsetzen kann .

Die Stellungnahme wird in das Protokoll aufgenommen ;
darüber hinaus hat jeder Mitgliedstaat das Recht zu verlan­
gen , daß sein Standpunkt im Protokoll festgehalten wird .

Die Kommission berücksichtigt soweit wie möglich die
Stellungnahme des Ausschusses . Sie unterrichtet den Aus­
schuß darüber , inwieweit sie seine Stellungnahme berück­
sichtigt hat .

( 3 ) Der Ausschuß prüft auf Vorschlag seines Vorsitzen­
den sowie gegebenenfalls auf Verlangen eines seiner Mitglie­
der sämtliche Fragen , die mit der Abstimmung zwischen den
Aktionen im Sinne dieses Beschlusses und den einzelstaatli­
chen Aktionen im Rahmen des Europäischen Jahres in
Zusammenhang stehen .

Artikel 3

Aktionen ohne Auswirkungen auf den Gemeinschaftshaus­
halt sowie aus dem Gemeinschaftshaushalt mitfinanzierte

Aktionen

Die Aktionen nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a) und b )
werden nach dem Verfahren des Artikels 5 Absatz 2
beschlossen .

Artikel 6

Projekte

( 1 ) Nach Anhörung der in Artikel 2 genannten nationalen
Ausschüsse

— beurteilen die Mitgliedstaaten die Projekte , die von den
öffentlichen oder privaten einzelstaatlichen Veranstal­
tern der Kommission zur Finanzierung vorzulegen
sind ;

— überwachen die Mitgliedstaaten die Durchführung dieser
Projekte und erstatten der Kommission Bericht , sofern
die Projekte eine einzelstaatliche finanzielle Unterstüt­
zung erhalten .

( 2 ) Der Ausschuß nach Artikel 5 wird von jedem Projekt
unterrichtet , für das die Kommission Finanzmittel bereitstel­
len will .

Artikel 4

Finanzierung

( 1 ) Der zur Durchführung des Beschlusses für notwendig
erachtete Betrag an Finanzmitteln der Gemeinschaft beläuft
sich auf 6,9 Millionen ECU , davon im Rahmen der derzei­
tigen finanziellen Vorausschau 4,339 Millionen ECU für das
Haushaltsjahr 1992 .

Im nachfolgenden Anwendungszeitraum dieses Beschlusses
muß sich dieser Betrag in den geltenden Finanzrahmen der
Gemeinschaft einfügen.

( 2) Die Haushaltsbehörde legt die für jedes einzelne
Haushaltsjahr verfügbaren Mittel nach den Grundsätzen der
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung im Sinne von Arti­
kel 2 der Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan
der Europäischen Gemeinschaften fest .

Artikel 7

Unterrichtung des Europäischen Parlaments , des Rates und
des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament ,
den Rat und den Wirtschafts- und Sozialausschuß über den
Fortgang der Arbeiten und übermittelt ihnen die Bilanz sowie
die Bewertung der während des Europäischen Jahres durch­
geführten Aktionen.

Artikel 5

Ausschuß

( 1 ) Die Kommission wird von dem durch Artikel 6
Absatz 1 des Beschlusses 91 / 49 / EWG eingesetzten Beraten­
den Ausschuß unterstützt .

( 2 ) Der Vertreter der Kommission legt dem Ausschuß
einen Entwurf der zu ergreifenden Maßnahmen vor . Der
Ausschuß gibt — gegebenenfalls durch Abstimmung — seine
Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist ab ,

Geschehen zu Luxemburg am 24 . Juni 1992 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

Jose da SILVA PENEDA
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EMPFEHLUNG DES RATES

vom 24 . Juni 1992

über gemeinsame Kriterien für ausreichende Zuwendungen und Leistungen im Rahmen der Systeme
der sozialen Sicherung

(92 /441 / EWG )

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 235 ,

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

( 1 ) Die Stärkung des sozialen Zusammenhalts der
Gemeinschaft beinhaltet die Förderung der Solidarität
gegenüber den bedürftigsten und schwächsten Mit­
menschen .

( 2) Die Achtung der Menschenwürde ist Teil der in der
Präambel der Einheitlichen Europäischen Akte aner­
kannten Grundrechte , auf denen das Gemeinschafts­
recht beruht .

( 3 ) Ausgrenzungsprozesse und drohende Verarmung
haben sich im Laufe des letzten Jahrzehnts ausgeweitet
und diversifiziert , und zwar einerseits insbesondere
infolge der Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt ,
hauptsächlich des Anstiegs der Langzeitarbeitslosig­
keit , sowie andererseits aufgrund des Wandels in der
Familienstruktur , insbesondere der ansteigenden Fälle
von Isolation .

(4) Es ist daher angebracht , daß mit den allgemeinen
Entwicklungspolitiken , die dazu beitragen können , die
festgestellten strukturellen Entwicklungen zu hem­
men, spezifische , systematische und kohärente Einglie­
derungsmaßnahmen einhergehen.

( 5 ) Ebenfalls ist es daher angebracht , in der Sozialpolitik
die Bestrebungen fortzusetzen und das Erreichte zu
festigen, sie ferner der Multidimensionalität der sozia­
len Ausgrenzung anzupassen. Diese Multidimensiona­
lität setzt voraus , daß die verschiedenen Formen der
Soforthilfe mit Maßnahmen kombiniert werden , die
entschieden auf eine wirtschaftliche und soziale Ein­
gliederung der bereits ausgegrenzten bzw. der von
einer Ausgrenzung bedrohten Personen abzielen .

( 6 ) Aufgrund unzureichender , unregelmäßig bezogener
und nicht gesicherter Einkünfte ist es den Opfern dieser

Entwicklung weder möglich , sich angemessen am
wirtschaftlichen und sozialen Leben der Gesellschaft ,
in der sie leben, zu beteiligen, noch sich erfolgreich in
einen Prozeß der wirtschaftlichen und sozialen Einglie­
derung einzureihen . Daher muß für die Bedürftigsten
im Rahmen eines globalen und kohärenten Instrumen­
tariums zur Erleichterung ihrer Eingliederung ein
Anspruch auf ausreichende , feste und vorhersehbare
Einkünfte geschaffen werden .

( 7 ) Der Rat und die im Rat vereinigten Minister für
Sozialfragen haben am 29 . September 1989 eine
Entschließung über die Bekämpfung der sozialen Aus­
grenzung ( 4 ) verabschiedet , in der betont wird , daß die
Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung als wesentli­
cher Bestandteil der sozialen Dimension des Binnen­
marktes betrachtet werden kann .

( 8 ) In der auf der Tagung des Europäischen Rates in
Straßburg am 9 . Dezember 1989 von den Staats- und
Regierungsschefs von elf Mitgliedstaaten verabschie­
deten Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte
der Arbeitnehmer wird insbesondere im achten Erwä­
gungsgrund und in den Nummern 10 und 25 folgendes
erklärt :

„Die soziale Ausgrenzung ist im Geiste der Solidarität
zu bekämpfen ."

„Entsprechend den Gegebenheiten der einzelnen
Länder

10 . hat jeder Arbeitnehmer der Europäischen
Gemeinschaft Anspruch auf einen angemesse­
nen sozialen Schutz und muß unabhängig von
seiner Stellung und von der Größe des Unterneh­
mens, in dem er arbeitet , Leistungen der sozialen
Sicherheit in ausreichender Höhe erhalten ;

müssen alle , die vom Arbeitsmarkt ausgeschlos­
sen sind , weil sie keinen Zugang dazu finden
oder sich nicht wieder eingliedern konnten , und
die nicht über Mittel für ihren Unterhalt verfü­
gen , ausreichende Leistungen empfangen und
Zuwendungen beziehen können , die ihrer per­
sönlichen Lage angemessen sind."

„25 . muß jeder , der das Rentenalter erreicht hat , aber
keinen Rentenanspruch besitzt oder über keine
sonstigen ausreichenden Unterhaltsmittel ver­
fügt , ausreichende Zuwendungen , Sozialhilfe­
leistungen und Sachleistungen bei Krankheit
erhalten können, die seinen spezifischen Bedürf­
nissen angemessen sind ."(») ABl . Nr. C 163 vom 22 . 6 . 1991 , S. 3 .

( 2 ) ABl . Nr. C 150 vom 15 . 6 . 1992 .
( 3 ) ABl . Nr. C 14 vom 20 . 1 . 1992 , S. 1 . ( 4 ) ABl . Nr . C 277 vom 31 . 10 . 1989 , S. 1 .
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( 9 ) Die Kommission hat diesen grundlegenden Aspekt der
Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung in ihrem
Aktionsprogramm zur Anwendung der Gemein­
schaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitneh­
mer berücksichtigt , indem sie insbesondere auf die
Bedeutung einer Gemeinschaftsinitiative hinweist , die
im Geiste der Solidarität auf die am stärksten benach­
teiligten Bürger der Gemeinschaft , einschließlich der
älteren Menschen , deren Situation allzu häufig derje­
nigen der vom Arbeitsmarkt ausgeschlossenen Perso­
nen entspricht , ausgerichtet ist .

( 10 ) Die praktischen Maßnahmen im Rahmen der Gewäh­
rung garantierter Zuwendungen und Leistungen sind
dem Bereich der sozialen Sicherung zuzuordnen . Es
obliegt den Mitgliedstaaten , diesbezüglich die Rechts­
natur der Bestimmungen , mit denen diese Garantie
gewährleistet werden soll , näher festzulegen , wobei
diese Bestimmungen in den meisten Mitgliedstaaten
nicht in den Bereich der Sozialversicherung fallen .

( 11 ) Bei der schrittweisen Umsetzung der Empfehlung
müssen die Verfügbarkeit finanzieller Mittel , die ein­
zelstaatlichen Prioritäten und die Ausgewogenheit
innerhalb der einzelstaatlichen Systeme der sozialen
Sicherung berücksichtigt werden . In den Mitgliedstaa­
ten gibt es keine einheitliche Entwicklung im Bereich
der sozialen Sicherung.

sozialen Sicherung , sofern erforderlich , entspre­
chend den nachstehend dargelegten Grundsätzen
und Orientierungen anpassen ;

B . bei der Anerkennung dieses Anspruchs die folgenden
allgemeinen Grundsätze berücksichtigen :

1 . Bekräftigung eines auf die Achtung der Men­
schenwürde begründeten Anspruchs ;

2 . Festlegung des persönlichen Geltungsbereichs
für diesen Anspruch mit Bezug auf den rechts­
mäßigen Aufenthalt und die Staatsangehörig­
keit , im Einklang mit den einschlägigen Wohn­
sitz- und / oder aufenthaltsrechtlichen Vorschrif­
ten und mit dem Ziel , schrittweise alle Situatio­
nen der sozialen Ausgrenzung so umfassend wie
möglich gemäß den von den Mitgliedstaaten
vorgesehenen Modalitäten zu berücksichtigen ;

3 . Zuerkennung dieses Anspruchs an alle Perso­
nen, die nicht selbst oder innerhalb des Haus­
halts , in dem sie leben , über ausreichende Mittel
verfügen,
— unter dem Vorbehalt , daß sich Personen ,

deren Alter , Gesundheitszustand und Fami­
lienstand es zuläßt , für eine Erwerbstätigkeit
oder für eine Berufsausbildung zur Erlan­
gung eines Arbeitsplatzes tatsächlich zur
Verfügung halten , oder gegebenenfalls vor­
behaltlich von Maßnahmen der wirtschaftli­
chen und sozialen Eingliederung für andere
Personen

— und unbeschadet des Rechts der Mitglied­
staaten , diesen Anspruch Personen mit Voll­
zeitbeschäftigung und Studenten nicht zu
eröffnen ;

4 . Zuerkennung dieses Anspruchs ohne zeitliche
Begrenzung , sofern die Bedingungen dafür
erfüllt sind , wobei der Anspruch in der Praxis für
einen begrenzten , aber verlängerbaren Zeitraum
zuerkannt werden kann ;

5 . ergänzender Charakter dieses Anspruchs gegen­
über den bestehenden sozialrechtlichen Ansprü­
chen ; parallel hierzu ist die Wiedereingliederung
der bedürftigsten Personen in die allgemeinen
Versorgungssysteme zu betreiben;

6 . Stützung dieses Anspruchs durch Politiken , die
auf einzelstaatlicher Ebene zur wirtschaftlichen
und sozialen Eingliederung der betroffenen Per­
sonen für erforderlich gehalten werden , entspre­
chend der Entschließung des Rates und der im
Rat vereinigten Minister für Sozialfragen vom
29 . September 1989 über die Bekämpfung der
sozialen Ausgrenzung;

C. bei der Gewährung dieses Anspruchs folgende prak­
tische Leitlinien berücksichtigen :

1 . a ) Unter Berücksichtigung des Lebensstan­
dards und des Preisniveaus in dem betreffen­
den Mitgliedstaat ist für Haushalte unter­
schiedlicher Art und Größe der jeweilige

( 12) Das Europäische Parlament hat sich in seiner Ent­
schließung über die Bekämpfung der Armut in der
Gemeinschaft ( 1 ) dafür ausgesprochen , daß in allen
Mitgliedstaaten ein garantiertes Mindesteinkommen
als Mittel zur Eingliederung der ärmsten Bürger in die
Gesellschaft eingeführt wird .

( 13 ) Auch der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat in seiner
Stellungnahme vom 12 . Juli 1989 zur Bekämpfung der
Armut ( 2 ) die Einführung eines sozialen Minimums
empfohlen , das gleichzeitig ein soziales Netz für die
Armen und ein für ihre Wiedereingliederung in die
Gesellschaft nötiges Werkzeug darstellen soll .

( 14 ) Durch die Empfehlung werden die einzelstaatlichen
und gemeinschaftlichen Vorschriften auf dem Gebiet
des Aufenthaltsrechts nicht berührt .

( 15 ) Der Vertrag sieht für die Durchführung dieser Ziele
keine anderen Aktionsmittel als die des Artikels 235
vor —

I. EMPFIEHLT, DASS DIE MITGLIEDSTAATEN

A. im Rahmen eines globalen und kohärenten Instru­
mentariums zur Bekämpfung der sozialen Ausgren­
zung anerkennen , daß jeder Mensch einen grundle­
genden Anspruch auf ausreichende Zuwendungen
und Leistungen hat , um ein menschenwürdiges
Leben führen zu können , und ihre Systeme der

(') ABI . Nr . C 262 vom 10 . 10 . 1988 , S. 194 .
( 2 ) ABI . Nr . C 221 vom 28 . 8 . 1989 , S. 10 .
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Ferner sind gemäß den einzelstaatlichen Vor­
schriften und der sozialen Lage nach Möglich­
keit Einspruchsverfahren bei dritter unabhängi­
ger Stelle , z . B. bei den Gerichten , einzuführen,
auf die die Betroffenen ohne größere Umstände
zurückgreifen können ;

D . diese Garantie von Zuwendungen und Leistungen im
Rahmen der Systeme der Sozialhilfe gewährleisten .

Die Kosten der Maßnahmen sind entsprechend den
nationalen Rechtsvorschriften und Verfahren zu
finanzieren , ihre Einzelheiten , ihre Verwaltung und
ihre Durchführung entsprechend zu handhaben ;

E . die in dieser Empfehlung vorgesehenen Maßnahmen
ab sofort schrittweise durchführen , so daß nach fünf
Jahren Bilanz gezogen werden kann , und dabei

— den verfügbaren wirtschaftlichen Ressourcen
und Haushaltsmitteln sowie den von den einzel­
staatlichen Behörden festgelegten Prioritäten
und der Ausgewogenheit innerhalb der Systeme
der sozialen Sicherung Rechnung tragen und

— gegebenenfalls den Anwendungsbereich nach
Alterskategorien oder Familiensituation diffe­
renzieren ;

F. geeignete Maßnahmen treffen ,

— um systematisch über die tatsächlichen Modali­
täten des Zugangs der betroffenen Bevölkerungs­
gruppen zu diesen Maßnahmen einzuholen
und

— eine methodische Bewertung ihrer Durchführung
und ihrer Auswirkungen vorzunehmen ,

II . UND FORDERT ZU DIESEM ZWECK DIE KOMMISSION
AUF,

1 . in Verbindung mit den Mitgliedstaaten einen syste­
matischen Informations- und Erfahrungsaustausch
sowie die kontinuierliche Bewertung der getroffenen
nationalen Vorkehrungen anzuregen und zu organi­
sieren ;

2 . dem Europäischen Parlament , dem Rat und dem
Wirtschafts- und Sozialausschuß in regelmäßigen
Abständen einen Bericht vorzulegen , in dem auf der
Grundlage der der Kommission von den Mitglied­
staaten gelieferten Angaben die bei der Durchfüh­
rung der Empfehlung erzielten Fortschritte und die
dabei festgestellten Hindernisse beschrieben wer­
den .

Betrag der Zuwendungen festzulegen , die als
ausreichend zur Deckung derjenigen Bedürf­
nisse angesehen werden, die unbedingt
erfüllt werden müssen, wenn die menschli­
che Würde gewahrt werden soll .

b ) Um besonderen Bedürfnissen Rechnung zu
tragen , sind die Beträge anzupassen oder zu
ergänzen .

c ) Bei der Festlegung der Beträge ist auf ange­
messene Indikatoren Bezug zu nehmen , wie
z . B. die Statistik der durchschnittlich ver­
fügbaren Einkommen in dem betreffenden
Mitgliedstaat , die Verbrauchsstatistik der
Haushalte , der gesetzliche Mindestlohn ,
soweit vorhanden , oder das Preisniveau .

d ) Für Personen, deren Alter und Gesundheits­
zustand eine Erwerbstätigkeit zulassen , soll­
te weiterhin ein Anreiz bestehen , sich um
eine Arbeitsstelle zu bemühen .

e ) Es sind Modalitäten für die regelmäßige
Überprüfung dieser Beträge gemäß diesen
Indikatoren vorzusehen , damit die Deckung
der Bedürfnisse gewährleistet bleibt .

2 . Den Personen , deren persönliches Einkommen
oder deren Haushaltseinkünfte unter den auf
diese Weise festgelegten , angepaßten oder
ergänzten Beträgen liegen , ist eine finanzielle
Ausgleichshilfe zu gewähren , durch die sie über
diese Beträge verfügen können .

3 . Es sind die erforderlichen Vorkehrungen zu
treffen , damit , was den Umfang der gewährten
finanziellen Unterstützung betrifft , bei der
Anwendung der geltenden Bestimmungen im
Bereich des Steuerrechts , der zivilrechtlichen
Verpflichtungen und der Sozialversicherung
berücksichtigt wird , welches Maß an Zuwen­
dungen und Leistungen vorhanden sein sollte ,
um ein menschenwürdiges Leben zu ermögli­
chen .

4 . Es sind alle Vorkehrungen zu treffen , um für die
Betroffenen angemessene soziale Begleitmaß­
nahmen sicherzustellen , die insbesondere Maß­
nahmen und Dienstleistungen wie Betreuung ,
Information und Rechtsbeistand umfassen .

5 . Für Personen , deren Alter und Gesundheitszu­
stand eine Erwerbstätigkeit zulassen , sind —
nötigenfalls auch hinsichtlich der Berufsausbil­
dung — Bestimmungen zu erlassen , die ihre
Eingliederung bzw. Wiedereingliederung ins
Erwerbsleben wirksam unterstützen .

6 . Es sind die erforderlichen Maßnahmen zu ergrei­
fen , damit die bedürftigsten Personen wirklich
über diesen Anspruch unterrichtet werden .

Die Verwaltungsverfahren für die Gewährung
des Anspruchs und für die Prüfung der Einkünfte
und der sozialen Lage sind soweit wie möglich zu
vereinfachen.

Geschehen zu Luxemburg am 24 . Juni 1992 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

Jost da SILVA PENEDA
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EMPFEHLUNG DES RATES

vom 27. Juli 1992

über die Annäherung der Ziele und der Politiken im Bereich des sozialen Schutzes

( 92 / 442 / EWG )

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 235 ,

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Nach Artikel 118 des EWG-Vertrags hat die Kommission die
Aufgabe, eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitglied­
staaten in sozialen Fragen zu fördern .

In der Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der
Arbeitnehmer , die auf der Tagung des Europäischen Rates
vom 9 . Dezember 1989 in Straßburg von den Staats- und
Regierungschefs von elf Mitgliedstaaten angenommen wur­
de, heißt es insbesondere im siebten , dreizehnten und
sechzehnten Erwägungsgrund sowie unter den Num­
mern 10 , 24 und 25 :

„Die Verwirklichung des Binnenmarktes soll allen Arbeit­
nehmern der Europäischen Gemeinschaft Verbesserun­
gen im sozialen Bereich , vornehmlich hinsichtlich (. . .)
des sozialen Schutzes (. . .), bringen ."

„Mit (dieser Charta) soll (...) feierlich bekräftigt wer­
den , daß bei der Durchführung der Einheitlichen Euro­
päischen Akte die soziale Dimension der Gemeinschaft
vollauf berücksichtigt wird und daß die sozialen Rechte
der Erwerbstätigen in der Europäischen Gemeinschaft ,
insbesondere die der Arbeitnehmer und der Selbständi­
gen , daher auf den geeigneten Ebenen weiterzuentwik­
keln sind ."

„Die feierliche Verkündung der sozialen Grundrechte in
der Europäischen Gemeinschaft darf bei ihrer Verwirkli­
chung keinen Rückschritt in den Mitgliedstaaten gegen­
über der derzeitigen Lage bewirken ."

„Entsprechend den Gegebenheiten der einzelnen Län­
der

10 . hat jeder Arbeitnehmer der Europäischen Gemein­
schaft Anspruch auf einen angemessenen sozialen
Schutz und muß unabhängig von seiner Stellung und

von der Größe des Unternehmens , in dem er
arbeitet , Leistungen der sozialen Sicherheit in aus­
reichender Höhe erhalten;

müssen alle , die vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen
sind , weil sie keinen Zugang dazu fanden oder sich
nicht wieder eingliedern konnten , und die nicht über
Mittel für ihren Unterhalt verfügen , ausreichende
Leistungen empfangen und Zuwendungen beziehen
können , die ihrer persönlichen Lage angemessen
sind ."

„Entsprechend den jeweiligen Gegebenheiten der einzel­
nen Länder

24 . muß jeder Arbeitnehmer in der Europäischen
Gemeinschaft , wenn er in den Ruhestand geht , über
Mittel verfügen können , die ihm einen angemesse­
nen Lebensstandard sichern ;

25 . muß jeder , der das Rentenalter erreicht hat , aber
keinen Rentenanspruch besitzt oder über keine
sonstigen ausreichenden Unterhaltsmittel verfügt ,
ausreichende Zuwendungen , Sozialleistungen und
Sachleistungen bei Krankheit erhalten können, die
seinen spezifischen Bedürfnissen angemessen
sind ."

Der soziale Schutz ist im Rahmen eines allgemeinen Rechts
eines jeden auf sozialen Schutz ein wesentliches Instrument
der Solidarität zwischen den Einwohnern der einzelnen
Mitgliedstaaten .

Die Kommission hat in ihrem Aktionsprogramm zur Anwen­
dung der Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der
Arbeitnehmer festgestellt , daß die Unterschiede in der sozia­
len Sicherung die Freizügigkeit der Arbeitnehmer beträcht­
lich behindern und das Regionalgefälle , insbesondere zwi­
schen dem Norden und dem Süden der Gemeinschaft ,
verschärfen können . Demzufolge ist vorgeschlagen worden ,
eine Strategie zur Annäherung der Politiken der Mitgliedstaa­
ten in diesem Bereich auf der Grundlage gemeinsam festge­
legter Ziele zu fördern , um so eine Beseitigung der vorge­
nannten Nachteile zu ermöglichen.

Ausgehend von der Feststellung, daß in den meisten Mit­
gliedstaaten vergleichbare Entwicklungen eingesetzt haben ,
die zu gemeinsamen Problemen führen können (insbesondere
Überalterung der Bevölkerung, Veränderung der Familien­
strukturen , anhaltend hohe Arbeitslosigkeit und Entwick­
lung von Armut und Verarmung), hat der Rat auf seiner
Tagung vom 29 . September 1989 angeregt , diese faktische
Annäherung durch Vorgabe gemeinsamer Ziele für die
Weiterentwicklung der einzelstaatlichen Politik stärker zu
fördern.

(>) ABl . Nr . C 194 vom 25 . 7 . 1991 , S. 13 .
( 2 ) ABl . Nr . C 67 vom 16 . 3 . 1992 , S. 206 .
( 3 ) ABl . Nr . C 40 vom 17 . 2 . 1992 , S. 91 .
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Diese Annäherungsstrategie zielt darauf ab , gemeinsame
Ziele festzulegen , die die Politik der Mitgliedstaaten leiten
können , um die Koexistenz der verschiedenen einzelstaatli­
chen Systeme zu ermöglichen und sie sowohl im Einklang
miteinander als auch in Übereinstimmung mit den grundle­
genden Zielsetzungen der Gemeinschaft weiterzuentwik­
keln .

Die gemeinsam festgelegten spezifischen Ziele sollen als
Anhaltspunkte für die Anpassung dieser Systeme an die
Entwicklung der Schutzbedürfnisse und insbesondere an
Schutzbedürfnisse in Verbindung mit den Umgestaltungen
des Arbeitsmarktes , dem Wandel der Familienstrukturen
und mit der demographischen Entwicklung dienen .

Diese Annäherung soll außerdem im Zuge der Vollendung
des Binnenmarktes den Bestand des sozialen Schutzes wahren
und seine Weiterentwicklung anregen . Der Binnenmarkt
wird die Mobilität der Erwerbstätigen und ihrer Familien in
der Gemeinschaft erleichtern , und es sollte vermieden wer­
den, daß diese Mobilität durch zu große Niveauunterschiede
beim sozialen Schutz behindert wird .

Wegen der Unterschiedlichkeit der Systeme und ihrer Ver­
ankerung in der jeweiligen nationalen Kultur bleibt die Wahl
der Konzeption , der Finanzierungsmodalitäten und der
Organisation der Systeme des sozialen Schutzes den Mit­
gliedstaaten überlassen .

Durch diese Empfehlung werden die einzelstaatlichen und
gemeinschaftlichen Vorschriften auf dem Gebiet des Aufent­
haltsrechts nicht berührt .

Die in dieser Empfehlung festgelegten Ziele auf dem Gebiet
des sozialen Schutzes berühren nicht das Recht der Mitglied­
staaten , die Grundsätze und den Aufbau Ihres Gesundheits­
wesens zu bestimmen.

Die vorliegende Aktion erscheint notwendig, um im Rahmen
des Gemeinsamen Marktes eines der Ziele der Gemeinschaft
zu erreichen —

rung (*) aufgeführt sind , sollten allen Perso­
nen in einem mit der menschlichen Würde zu
vereinbarenden Umfang Mittel garantiert
werden .

b ) Unter den von j edem Mitgliedstaat festgeleg­
ten Bedingungen sollte Personen , die recht­
mäßig im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats
ansässig sind , ungeachtet ihrer persönlichen
Mittel die Möglichkeit geboten werden , in
den Genuß der in dem Mitgliedstaat beste­
henden Systeme des Schutzes der menschli­
chen Gesundheit zu gelangen .

c ) Der soziale Schutz sollte dazu beitragen, daß
allen im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
rechtmäßig ansässigen Personen die soziale
Integration sowie allen zur Ausübung einer
Erwerbstätigkeit fähigen Personen die Inte­
gration in das Erwerbsleben erleichtert
wird .

d ) Arbeitnehmern , die ihre Tätigkeit am Ende
des Arbeitslebens aufgeben oder die gezwun­
gen sind, diese Tätigkeit wegen Krankheit ,
Unfall , 'Mutterschaft , Invalidität oder Ar­
beitslosigkeit zu unterbrechen , sollte — ent­
weder im Wege pauschaler Leistungen oder
in bezug auf ihr früheres Erwerbseinkom­
men berechnet — ein Einkommensersatz
gewährt werden , mit dem ihre Lebenshal­
tung in angemessener Weise entsprechend
ihrer Beteiligung an den jeweiligen Sozialver­
sicherungssystemen aufrechterhalten wird .

e ) Der Aufbau und/ oder der Ausbau eines
angemessenen sozialen Schutzes für Selb­
ständige sollte gefördert werden .

2 . Die Gewährung von Leistungen im Rahmen des
sozialen Schutzes unterliegt folgenden Prinzi­
pien :
a ) Prinzip der Gleichbehandlung, so daß jegli­

che Diskriminierung aufgrund der Nationa­
lität , der Rasse , des Geschlechts , der Reli­
gion, der Sitten und Gebräuche oder der
politischen Gesinnung vermieden wird,
sofern die Anwärter die Bedingungen hin­
sichtlich der zum Erhalt von Leistungen
erforderlichen Beitritts- und /oder Aufent­
haltsdauer erfüllen ;

b ) Prinzip der Verteilungsgerechtigkeit unter
Berücksichtigung der auf einzelstaatlicher
Ebene gesetzten Prioritäten , damit die Emp­
fänger von Sozialleistungen ihren Anteil an
der Verbesserung der Lebenshaltung der
gesamten Bevölkerung erhalten .

3 . Die Systeme des sozialen Schutzes müssen sich
nach Möglichkeit an die Entwicklung von Ver­
haltensweisen und Familienstrukturen anpas­
sen , wenn hierdurch neue soziale Schutzbedürf­
nisse entstehen , insbesondere im Zusammen­
hang mit den Umgestaltungen des Arbeitsmark­
tes und mit der Bevölkerungsentwicklung.

I. EMPFIEHLT DEN MITGLIEDSTAATEN ,

A. ihre allgemeine Politik auf dem Gebiet des sozialen
Schutzes — unbeschadet der Zuständigkeiten der
Mitgliedstaaten für die Bestimmung der Grundsätze
und des Aufbaus ihrer eigenen Systeme in den
betreffenden Bereichen — an folgenden Zielen aus­
zurichten : ,

1 . Unter Berücksichtigung der verfügbaren Finanz­
mittel , der Prioritäten und der in sich ausgewo­
genen Struktur der Systeme des sozialen Schutzes
und entsprechend ihren jeweiligen Mitteln zur
Organisation und Finanzierung dieser Systeme
müssen durch den sozialen Schutz nach Mög­
lichkeit folgende Aufgaben erfüllt werden :

a ) Entsprechend den Grundsätzen , die in der
Empfehlung 92/ 441 / EWG des Rates vom
24. Juni 1 992 über gemeinsame Kriterien für
ausreichende Zuwendungen und Leistungen
im Rahmen der Systeme der sozialen Siche­ (M Siehe Seite 46 dieses Amtsblatts .
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jeweiligen Sozialversicherungssystemen
und /oder vorbehaltlich der Deckung durch
die Sozialversicherung übernommen wer­
den .

b ) Es sollte sichergestellt werden , daß Arbeit­
nehmerinnen , die ihre Tätigkeit wegen Mut­
terschutz unterbrechen , angemessenen so­
zialen Schutz genießen .

3 . Arbeitslosigkeit

a ) Entsprechend der Empfehlung vom 24 . Juni
1992 sollte allen Arbeitslosen , die rechtmä­
ßig im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
ansässig sind , vorbehaltlich ihrer tatsächli­
chen Verfügbarkeit auf dem Arbeitsmarkt
ein Mindesteinkommen garantiert werden .

b ) Für Arbeitslose , insbesondere jugendliche
Berufsanfänger und Langzeitarbeitslose ,
sollten vorbehaltlich ihrer tatsächlichen Ver­
fügbarkeit für die Arbeit oder für eine beruf­
liche Ausbildung im Hinblick auf die Erlan­
gung eines Arbeitsplatzes Einrichtungen zur
Bekämpfung der Ausgrenzung geschaffen
werden , die auf eine Verbesserung ihrer
Integration in das Erwerbsleben abzielen .

c) Arbeitnehmern , die ihren Arbeitsplatz verlo­
ren haben, sollten vorbehaltlich ihrer tat­
sächlichen Verfügbarkeit für die Arbeit oder
für eine berufliche Ausbildung im Hinblick
auf die Erlangung eines Arbeitsplatzes pau­
schale oder nach ihrem früheren Erwerbs­
einkommen berechnete Leistungen gewährt
werden , mit denen ihre Lebenshaltung in
angemessener Weise entsprechend ihrer
Beteiligung an den jeweiligen Sozialversiche­
rungssystemen aufrechterhalten wird .

4 . Arbeitsunfähigkeit

a ) Entsprechend der Empfehlung vom 24 . Juni
1992 sollte allen Behinderten , die rechtmä­
ßig im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
ansässig sind , ein Mindesteinkommen ga­
rantiert werden.

b ) Die soziale und wirtschaftliche Integration
von Personen , die an einer lang andauernden
Krankheit oder an einer Arbeitsunfähigkeit
leiden , sollte gefördert werden .

c ) Arbeitnehmern , die ihre Tätigkeit wegen
Invalidität reduzieren oder unterbrechen
müssen , sollten — gegebenenfalls je nach
dem Grad der Erwerbsminderung gestaffelte
— pauschale oder nach ihrem früheren
Erwerbseinkommen berechnete Leistungen
gewährt werden, mit denen ihre Lebenshal­
tung in angemessener Weise entsprechend
ihrer Beteiligung an den jeweiligen Sozialver­
sicherungssystemen aufrechterhalten wird .

4 . Die Systeme des sozialen Schutzes sind schließ­
lich hinsichtlich der Rechte , Bedürfnisse und
Lebensumstände der Betroffenen sowie organi­
satorisch und arbeitstechnisch mit größtmögli­
cher Effizienz zu verwalten;

B. gegebenenfalls ihr System des sozialen Schutzes —
unbeschadet der Zuständigkeiten der Mitgliedstaa­
ten für die Bestimmung der Grundsätze und des
Aufbaus ihrer eigenen Systeme in den betreffenden
Bereichen — anzupassen und weiterzuentwickeln ,
um schrittweise die folgenden Ziele zu erreichen
sowie die dafür erforderlichen Maßnahmen zu
ergreifen .

1 . Krankheit

Der Beitrag des sozialen Schutzes zur Krank­
heitsvorsorge , Gesundheitsversorgung und Re­
habilitation der betroffenen Personen sollte so
organisiert werden , daß folgenden Zielen ent­
sprochen wird :

a ) Allen rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats ansässigen Personen sollte
unter den von jedem Mitgliedstaat festgeleg­
ten Bedingungen Zugang zur notwendigen
Gesundheitsversorgung sowie zu den Krank­
heitsvorsorgemaßnahmen ermöglicht wer­
den .

b ) Es sollte auf die Beibehaltung und gegebe­
nenfalls die Weiterentwicklung eines hoch­
wertigen Gesundheitsversorgungssystems
geachtet werden , das der Entwicklung der
Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere
der Bedürfnisse aufgrund der Abhängigkeit
alter Menschen , der Entwicklung von
Krankheiten und Heilverfahren sowie der
erforderlichen Intensivierung der Vorsorge
angepaßt ist .

c) Es sollte für die Rehabilitation von Konva­
leszenten , insbesondere nach schwerer
Krankheit oder Unfall , sowie für deren
spätere berufliche Wiedereingliederung ge­
sorgt werden.

d ) Arbeitnehmern , die ihre Tätigkeit aus
Krankheitsgründen unterbrechen müssen ,
sollten pauschale oder nach ihrem früheren
Erwerbseinkommen berechnete Leistungen
gewährt werden , mit denen ihre Lebenshal­
tung in angemessener Weise entsprechend
ihrer Beteiligung an den jeweiligen Sozialver­
sicherungssystemen aufrechterhalten wird .

2 . Mutterschaft

a ) Für alle Frauen , die rechtmäßig im Hoheits­
gebiet eines Mitgliedstaats ansässig sind ,
sollten die Pflegekosten , die sich durch eine
Schwangerschaft , eine Entbindung sowie
deren Folgen ergeben, vorbehaltlich der
Beteiligung der betroffenen Frauen an den
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5 . Alter h) Falls erforderlich , sollte die Anpassung der
Bedingungen für den Erwerb von Ansprü­
chen auf Altersrenten , insbesondere im Rah­
men von Zusatzsystemen , gefördert werden,
um die Hindernisse für die Mobilität der
Arbeitnehmer zu beseitigen .

i ) Die Altersversorgungssysteme sollten recht­
zeitig an die demographische Entwicklung
angepaßt werden , wobei an der zentralen
Rolle der gesetzlichen Altersversorgungssy­
steme festzuhalten ist .

6 . Familie

a ) Die Leistungen

— für Familien , für die die Versorgung von
Kindern , beispielsweise aufgrund der
Kinderzahl , eine besondere Belastung
darstellt und / oder

— für die ärmsten Familien

sollten ausgebaut werden .

b ) Zur Integration von Personen, die sich nach
der Erziehung ihrer Kinder in den Arbeits­
markt eingliedern wollen , sollte fördernd
beigetragen werden.

c) Durch Maßnahmen , mit denen sich die
Verantwortung für die Familie und das
Berufsleben vereinbaren lassen , sollte dazu
beigetragen werden, daß die Hindernisse für
die Ausübung einer Berufstätigkeit durch die
Eltern beseitigt werden ,

a ) Entsprechend der Empfehlung vom 24 . Juni
1992 sollte allen älteren Personen , die recht­
mäßig im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
ansässig sind, ein Mindesteinkommen ga­
rantiert werden .

b ) Es sollten geeignete Maßnahmen der sozia­
len Sicherung getroffen werden , um den
spezifischen Bedürfnissen älterer Personen
Rechnung zu tragen , wenn diese von der
Pflege und den Diensten anderer abhängig
sind .

c ) Es sollten Maßnahmen zur Bekämpfung der
sozialen Ausgrenzung älterer Personen ge­
troffen werden .

d ) Unter Berücksichtigung der spezifischen
Verhältnisse in bezug auf Arbeitslosigkeit
und Bevölkerungsentwicklung in den einzel­
nen Mitgliedstaaten sollte angestrebt wer­
den, die Hemmnisse aufzuheben , die sich
einer Tätigkeit von Personen in den Weg
stellen , die das Mindestalter für Altersver­
sorgungsansprüche erreicht haben .

e ) Es sollten Mechanismen eingeführt werden ,
durch die den ehemaligen Arbeitnehmern ,
die im Ruhestand sind und einen vollständi­
gen Versicherungsverlauf aufweisen, wäh­
rend des gesamten Ruhestandszeitraums ein
vertretbares Niveau von Ersatzleistungen
gewährt werden kann , wobei gegebenenfalls
die gesetzlichen und zusätzlichen Altersver­
sorgungssysteme berücksichtigt werden ,
gleichzeitig jedoch zwischen den Interessen
der erwerbstätigen Bevölkerung und denje­
nigen der Rentenempfänger ein Gleichge­
wicht gewahrt wird .

f) Bei der Berechnung der Altersversorgungs­
ansprüche sollte die Benachteiligung von
Arbeitnehmern , die aufgrund von Krank­
heit , Invalidität oder längerer Arbeitslosig­
keit keinen vollständigen Versicherungsver­
lauf aufweisen , sowie von Arbeitnehmern ,
die ihre Tätigkeit zur Erziehung ihrer Kinder
oder gegebenenfalls , entsprechend den ein­
zelstaatlichen Rechtsvorschriften , zur Ver­
sorgung anderer unterhaltsberechtigter Per­
sonen vorübergehend unterbrochen haben ,
insbesondere dadurch verringert werden ,
daß ihnen die Möglichkeit zu freiwilligen
Beitragszählungen eröffnet wird .

g ) Die Altersversorgungssysteme sollten an die
Entwicklung der Verhaltensweisen und der
Familienstrukturen angepaßt werden .

II . UND FORDERT DIE KOMMISSION ZU DIESEM ZWECK
AUF,

1 . dem Rat in regelmäßigen Abständen einen Bericht
vorzulegen , in dem die Fortschritte bei der Verwirk­
lichung der obengenannten Ziele bewertet werden,
und in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten
hierfür geeignete Indikatoren auszuarbeiten und zu
entwickeln ;

2 . einen regelmäßigen Informationsaustausch mit den
Mitgliedstaaten über die Entwicklung ihrer Politik
im Bereich des sozialen Schutzes zu organisieren .

Geschehen zu Brüssel am 27 . Juli 1992 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

N. LAMONT
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EMPFEHLUNG DES RATES

vom 27. Juli 1992

zur Förderung der Beteiligung der Arbeitnehmer an den Betriebserträgen (einschließlich
Kapitalbeteiligung)

( 92 / 443 /EWG )

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 235 ,

nach Kenntnisnahme von dem Empfehlungsentwurf der
Kommission (*),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Kommission hat in ihrer Mitteilung über ihr Aktions­
programm zur Anwendung der Gemeinschaftscharta der
sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer ihre Absicht bekun­
det, ein Gemeinschaftsinstrument betreffend die Kapital­
und sonstige finanzielle Beteiligung von Arbeitnehmern
vorzuschlagen . i

Es ist ein Bericht über die Förderung der Gewinn- und
Betriebsergebnisbeteiligung der Arbeitnehmer in den Mit­
gliedstaaten ausgearbeitet worden , in dem festgestellt wird ,
daß in der Gemeinschaft eine große Vielfalt derartiger
Systeme anzutreffen ist , darunter die Barausschüttung von
Gewinnanteilen , verschiedene Systeme auf Aktienbasis , die
Verwendung von Gewinnanteilen zur Bildung von Mitarbei­
terkapital sowie verschiedene spezifische Systeme der Kapi­
talbeteiligung .

Die Förderung von Systemen der finanziellen Beteiligung der
Arbeitnehmer an den Betrieben ohne unterschiedliche
Behandlung aufgrund des Geschlechts oder der Staatsange­
hörigkeit kann als Instrument zur breiteren Verteilung des
Vermögens der Betriebe , das die Arbeitnehmer mit erwirt­
schaftet haben, angesehen werden. Ferner begünstigt die
Förderung von im Unternehmen selbst entwickelten Syste­
men der finanziellen Beteiligung der Arbeitnehmer an den
Betrieben insbesondere die stärkere Einbindung der Arbeit­
nehmer in die Entwicklung ihrer Unternehmen .

Die bisherigen empirischen Untersuchungen über die Wir­
kung solcher Beteiligungssysteme lassen noch nicht eindeutig
den Schluß zu, daß sie insgesamt einen entscheidenden
Vorteil bringen , aber es gibt genügend Anzeichen dafür , daß

diese Systeme eine Reihe positiver Auswirkungen haben,
insbesondere auf die Motivation und die Produktivität der
Arbeitnehmer und die Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh­
men .

Es erscheint angebracht , eine weitere Verbreitung der Syste­
me der finanziellen Beteiligung in der Gemeinschaft zu
fördern , ohne jedoch eine aktive Harmonisierung oder eine
Einschränkung der Vielfalt der bestehenden Systeme anzu­
streben .

Der bedeutenden Rolle und weitgehenden Verantwortung
der Sozialpartner in diesem Bereich , von deren Interesse und
aktiver Mitwirkung der Erfolg dieser Gemeinschaftsinitiati­
ve letzten Endes abhängt , ist Rechnung zu tragen.

Die vorliegende Maßnahme erscheint erforderlich , um im
Rahmen des Gemeinsamen Marktes eines der Ziele der
Gemeinschaft zu verwirklichen —

I. FORDERT DIE MITGLIEDSTAATEN AUF,

1 . die Vorteile anzuerkennen , die eine umfassendere
individuelle oder kollektive Anwendung sehr vielfäl­
tiger Systeme der Beteiligung der Arbeitnehmer am
Gewinn und am Betriebsergebnis in Form einer
Gewinn- oder Kapitalbeteiligung oder einer Kombi­
nation dieser beiden Varianten bringen kann ;

2 . entsprechend den einzelstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten und /oder Gepflogenheiten der Rolle und Ver­
antwortung der Sozialpartner in diesem Zusammen­
hang Rechnung zu tragen ;

II . EMPFIEHLT DEN MITGLIEDSTAATEN,

1 . sich Gewißheit darüber zu verschaffen , daß die
bestehenden rechtlichen Strukturen die Einführung
der in dieser Empfehlung genannten Systeme der
Beteiligung ermöglichen ;

2 . die Möglichkeit zu prüfen, als Anreiz für die Ein­
führung bestimmter Beteiligungssysteme steuerliche
oder sonstige finanzielle Vergünstigungen zu
gewähren;

3 . die Anwendung solcher Systeme durch Erleichte­
rung einer angemessenen Information aller relevan­
ten Gruppen zu fördern :

4 . bei der Auswahl der zu fördernden Systeme der
Beteiligung die in den übrigen Mitgliedstaaten
gesammelten Erfahrungen zu berücksichtigen;

(') ABl . Nr . C 245 vom 20 . 9 . 1991 , S. 12 und
ABl Nr. C 140 vom 3 . 6 . 1992 , S. 5 .

( 2 ) ABl . Nr. C 125 vom 18 . 5 . 1992 , S. 241 .
( 3 ) ABl . Nr . C 18 vom 21 . 4 . 1992, S. 40 .
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Entwicklung der finanziellen Beteiligung der Arbeit­
nehmer zu untersuchen und der Kommission die
Ergebnisse dieser Untersuchung mitzuteilen;

9 . die Sozialpartner für die vorstehenden Punkte zu
sensibilisieren ;

III . NIMMT VON DER ABSICHT DER KOMMISSION
KENNTNIS ,

dem Europäischen Parlament , dem Rat und dem Wirt­
schafts- und Sozialausschuß innerhalb von vier Jahren
nach der Verabschiedung dieser Empfehlung anhand
der von den Mitgliedstaaten übermittelten Informatio­
nen über die Durchführung dieser Empfehlung zu
berichten .

5 . dafür zu sorgen , daß die betreffenden Parteien im
Rahmen der in den Mitgliedstaaten möglicherweise
bestehenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften
und Gepflogenheiten über eine breite Palette von
Systemen oder Modalitäten verfügen , deren Anwen­
dung im gegebenen Fall Gegenstand von Konsulta­
tionen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern
oder ihren Vertretern ist ;

6 . dafür zu sorgen, daß diese Wahl auf einer Ebene
erfolgen kann , die unter Berücksichtigung der natio­
nalen Rechtsvorschriften und / oder Gepflogenhei­
ten in bezug auf Tarifverhandlungen möglichst nahe
bei der Ebene der Arbeitnehmer und Unternehmen
liegt ;

7 . zu erwägen und/oder darauf hinzuwirken , daß bei
der Entwicklung neuer Systeme der finanziellen
Beteiligung oder bei der Überprüfung bereits beste­
hender Systeme die im Anhang enthaltenen Punkte
beachtet werden;

8 . nach Ablauf eines Zeitraums von drei Jahren nach
der Verabschiedung dieser Empfehlung die auf
nationaler Ebene verfügbaren Angaben über die

Geschehen zu Brüssel am 27 . Juli 1992 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

N. LAMONT
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ANHANG

PUNKTE, AUF DIE IN ABSCHNITT II NUMMER 7 VERWIESEN WIRD

1 . Regelmäßigkeit: die Anwendung der Beteiligungssysteme auf einer regelmäßigen Grundlage und die
Gewährung von „Ausschüttungen bzw . Zuweisungen" zumindest einmal jährlich .

2 . Im voraus festgelegte Berechnungsformel: die eindeutige Festlegung der Formel für die Berechnung der
Arbeitnehmeranteile vor Beginn des jeweiligen Bezugszeitraums .

3 . Beibehaltung der TarifVerhandlungen: Das Bestehen eines Systems der finanziellen Beteiligung sollte weder
den normalen Verhandlungen über die Löhne und Gehälter und die sonstigen Arbeitsbedingungen noch der
Festsetzung der Löhne und Gehälter und sonstigen Arbeitsbedingungen im Wege dieser Verhandlungen
entgegenstehen .

Eine Einigung über neue Bestimmungen für die finanzielle Beteiligung der Arbeitnehmer kann im Rahmen der
normalen Verhandlungen über feste Löhne und Gehälter und die sonstigen Arbeitsbedingungen angestrebt
werden ; sie soll diese Verhandlungen nicht ersetzen .

4 . Freiwilligkeit: Sowohl die Unternehmen als auch die Arbeitnehmer haben im Rahmen der in den
Mitgliedstaaten möglicherweise geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie vertraglichen Ver­
einbarungen die Möglichkeit , sich für den Beitritt zu einem Beteiligungssystem zu entscheiden oder das
System oder die Modalitäten der finanziellen Beteiligung zu wählen , an denen sie sich beteiligen
möchten .

5 . Berechnung der Arbeitnehmeranteile: Die Höhe der Arbeitnehmeranteile sollte im allgemeinen nicht im
voraus festgelegt , sondern nach einer vorher festgelegten Formel bestimmt werden , die die Leistung des
Unternehmens in einem bestimmten Zeitraum widerspiegelt (wobei für diese Leistung der Gewinn oder ein
anderer Indikator gewählt werden kann), und zwar nach eindeutiger Angabe des Indikators für die Messung
der Unternehmensleistung.

6 . Höhe der Arbeitnehmeranteile: Aufgrund der Berechnungsformel für die Arbeitnehmeranteile sollte die
beabsichtigte motivierende Wirkung erzielt werden können , ohne daß jedoch eine gewisse Obergrenze ( in
absoluten Beträgen oder prozentual ) überschritten wird, damit es nicht zu übermäßigen Schwankungen bei
den Einkommen kommt.

7 . Risiken: Die Arbeitnehmer sollten auf die in der Natur der Systeme der finanziellen Beteiligung liegenden
Risiken hingewiesen werden ; abgesehen vom Risiko gewisser Einkommensschwankungen , das in der Natur
derartiger Systeme liegt, können sich für die beteiligten Arbeitnehmer zusätzliche Risiken ergeben , wenn die
Beteiligung in Form wenig gestreuter Anlagen erfolgt ; hier ist zu prüfen , ob Schutzmechanismen gegen eine
mögliche Wertminderung bei diesen Vermögenswerten vorgesehen werden können .

8 . Begünstigte: Begünstigt sind in erster Linie Arbeitnehmer, also Arbeiter und Angestellte mit Arbeitsvertrag ;
soweit möglich , sollten die Systeme der Gewinnbeteiligung allen Arbeitnehmern eines Unternehmens
zugänglich sein .

Generell sollten für Arbeitnehmer, die unter gleichen objektiven Bedingungen arbeiten , gleiche Vorausset­
zungen für den Zugang zu den Beteiligungssystemen gelten .

9 . Art der Unternehmen: Beteiligungssysteme können sowohl von Privatunternehmen als auch von öffentli­
chen Unternehmen eingeführt werden , sofern zuverlässige Indikatoren für die Ergebnisse oder den Gewinn
des Unternehmens vorliegen oder festgelegt werden können .

10. Größe der Unternehmen:

a ) Kleine und mittlere Unternehmen sollten ausreichende Möglichkeiten zur Anwendung eines Systems der
finanziellen Beteiligung ihrer Arbeitnehmer haben ; insbesondere müßten die verwaltungsmäßigen
Auflagen in einem realistischen Rahmen bleiben und dürften die finanziellen Mindestanforderungen ,
soweit überhaupt erforderlich , nicht zu hoch angesetzt werden .

b) Bei großen Unternehmen und insbesondere im Fall multinationaler Gesellschaften kann es sich als
zweckmäßig erweisen , die Arbeitnehmeranteile ganz oder teilweise an die Leistung der einzelnen Betriebe
oder Betriebseinheiten und nicht an die Gesamtleistung des Gesamtunternehmens zu binden .

c) Die Größe der Unternehmen kann auch die Wahl des am besten geeigneten Systems bedingen .

11 . Übersichtlichkeit: Komplizierte Systeme sollten nach Möglichkeit vermieden werden .

12 . Information und Schulung der Mitarbeiter: Der Erfolg eines jeden Systems dieser Art erfordert erhebliche
Anstrengungen , um alle betroffenen Arbeitnehmer angemessen zu informieren und gegebenenfalls zu
schulen .
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